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1 9 1 . Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
womit das Strafgesetz abgeändert und er-

gänzt wird (Strafgesetznovelle 1947).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I.

Das österreichische Strafgesetz 1945, A. Slg.
Nr. 2, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Die Überschrift des Sechsten Hauptstückes
des Zweiten Teiles hat zu lauten:

„Von Vergehen und Übertretungen gegen
öffentliche Anstalten und Vorkehrungen, welche
zur gemeinschaftlichen Sicherheit gehören."

2. Nach dem § 320b werden als § 321 folgende
Bestimmungen eingefügt:

„Falsche Verdächtigung.

§ 321. Wer vorsätzlich einen anderen wider
besseres Wissen eines von Amts wegen zu ver-
folgenden Vergehens, einer solchen Übertretung
oder sonst eines Verhaltens fälschlich beschuldigt,
das eine sichernde Maßnahme, dienst- oder
standesrechtliche Nachteile oder eine Schmälerung
der staatsbürgerlichen Rechte des fälschlich Be-
schuldigten nach sich ziehen kann, macht sich
eines Vergehens schuldig.

Dieses Vergehen wird mit strengem Arrest
von einer Woche bis zu sechs Monaten bestraft;
hat aber der Täter aus einem niedrigen Beweg-
grund oder mit besonderer Arglist gehandelt
oder die Tat als Beamter in seinem Amte be-
gangen oder war die Tat mit der Gefahr eines
schweren Nachteiles für den fälschlich Beschul-
digten verbunden, so kann auf strengen Arrest
bis zu einem Jahr erkannt werden."

3. Der § 487 hat zu lauten:
„§ 487. Einer Ehrenbeleidigung macht sich,

wenn die Tat sich nicht als das Verbrechen der
Verleumdung oder als das Vergehen der falschen
Verdächtigung (§§ 209, 321) darstellt, schuldig:

a) wer einen anderen fälschlich eines Ver-
brechens, eines Vergehens oder einer Über-
tretung beschuldigt."

4. Im § 495 treten an die Stelle der Worte
„gegen den politischen Kabinettsrat, die Provi-
sorische Staatsregierung, einen provisorischen
Landesausschuß (Stadtsenat von Wien)" die
Worte „gegen den Bundespräsidenten, gegen den
Nationalrat, den Bundesrat, die Bundesversamm-
lung oder einen Landtag".

A r t i k e l II.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerkim für Justiz betraut.
Renner

Figl Gerö

1 9 2 . Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
womit die Vorschriften der Strafprozeßord-
nung und einiger anderer Gesetze abgeändert
und ergänzt werden (Strafprozeßnovelle

1947).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Änderungen der Strafprozeßordnung.

§ 1. Die österreichische Strafprozeßordnung
1945, A. Slg. Nr. 1, wird Abgeändert, ergänzt
und berichtigt wie folgt:

1. Im § 34 hat der zweite Absatz zu lauten:
„(2) Sie können jedoch, falls dem Beschuldigten

mehrere strafbare Handlungen zur Last liegen,
von der Verfolgung einzelner absehen oder unter
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Vorbehalt späterer Verfolgung zurücktreten
(§ 363, 2 . 3):

1. Wenn das voraussichtlich weder auf die
Strafen oder sichernden Maßnahmen noch auf
die mi t der Verurteilung verbundenen Rechts-
folgen wesentlichen Einfluß hat ;

2. wenn der Beschuldigte wegen der übrigen
strafbaren Handlungen an eine ausländische Be-
hörde ausgeliefert wird und die im Inland zu
erwartenden Strafen oder sichernden Maßnahmen
gegenüber denen, auf die voraussichtlich im Aus-
land erkannt werden wird, nicht ins Gewicht
fallen.

N i m m t der Staatsanwalt später die vorbehal-
tene Verfolgung wieder auf, so ist ein abermali-
ger Vorbehalt in Ansehung einzelner strafbarer
Handlungen unzulässig. Der Staatsanwalt kann
ferner von der Verfolgung eines im Ausland be-
gangenen Verbrechens absehen oder zurücktreten,
wenn der Täter schon im Ausland dafür ge-
straft worden und nicht anzunehmen ist, daß
das inländische Gericht eine strengere Strafe ver-
hängen werde. Die dem Privatbeteiligten nach
den §§ 48, 49 und 449 zustehenden Rechte
werden durch diese Bestimmungen nicht berührt ."

2. Dem § 194 werden als zweiter Absatz
folgende Bestimmungen angefügt:

„(2) Anträge, die auf einen solchen Beschluß
des Gerichtshofes zweiter Instanz abzielen, sind
vom Untersuchungsrichter als offenbar unbe-
gründet zu verwerfen, wenn der Untersuchungs-
richter und der Staatsanwalt übereinstimmend
der Überzeugung sind, daß die Untersuchungs-
haft aus einem der im § 175, Z. 2, 3 u n d 4,
angeführten Gründe geboten ist und, falls n u r
der Haftgrund nach § 175, Z. 2, vorliegt, dieser
durch Sicherheitsleistung nicht beseitigt werden
kann. Gegen eine solche Entscheidung des Unter-
suchungsrichters ist kein Rechtsmittel zulässig."

Die bisherige Bestimmung des § 194 erhält
die Absatzbezeichnung „(1)".

3. Im § 363, Abs. (1), hat die Ziffer 3 zu
lauten:

„3. wenn sich der Staatsanwalt bei dem Rück-
t r i t t von der Verfolgung nach § 34, Abs. {2),
oder bei der Erklärung nach § 57, Abs. (3), die
spätere Verfolgung vorbehalten hat und seit
der rechtskräftigein Beendigung des inländischen
Strafverfahrens noch nicht mehr als drei Mo-
nate oder seit der rechtskräftigen Beendigung
des ausländischen Strafverfahrens noch nicht mehr
als ein Jahr verstrichen ist; wenn dem Ankläger
bei der Beendigung des Strafverfahrens wegen
eines Verbrechens oder Vergehens die Ver-
folgung wegen anderer strafbarer Handlungen
vorbehalten worden ist oder wenn sich erst
nachher Verdachtsgründe für eine andere früher
begangene strafbare Handlung ergeben haben;"

4. Dem § 397 werden als zweiter Absatz
folgende Bestimmungen angefügt:

„(2) Wird der zu einer Freiheitsstrafe Ver-
urteilte an eine ausländische Behörde ausgelie-
fert, so kann von der Vollstreckung oder der
weiteren Vollstreckung der Freiheitsstrafe abge-
sehen werden. Wenn der Verurteilte in das
Bundesgebiet zurückkehrt oder zurückgebracht
wird, kann die Strafe nachträglich vollzogen
werden. Ha t der Vorsteher des Gerichtes Be-
denken gegen den Antrag des Staatsanwaltes,
von der Vollstreckung oder weiteren Vollstrek-
kung der Strafe abzusehen oder sie nachträg-
lich zu vollziehen, so hol t er die Entscheidung
des Gerichtshofes erster Instanz ein."

Die bisherige Bestimmung des § 397 erhält
die Absatzbe2eichnung „(1)".

5. Die §§ 401 und 401 a haben zu lauten:

„§ 401. (1) Auf Antrag des Verurteilten kann
der Gerichtshof erster Instanz die Vollstreckung
einer Freiheitsstrafe, die ein Jahr nicht über-
steigt, aufschieben, wenn durch die unverzüg-
liche Vollstreckung der Erwerb des Verurteil-
ten oder der Unterhal t seiner schuldlosen Fami-
lie gefährdet würde oder ein Aufschub zur
Ordnung von Familienangelegenheiten dringend
geboten ist.

(2) Das gleiche kann auf Antrag einer Behörde
geschehen, wenn die Arbeitskraft dies Verurteilten
für die Volkswirtschaft zwingend nötig ist.

(3) Der Aufschub darf nicht bewilligt werden,
wenn der Verurteilte nach der Ar t oder dem
Beweggrund seiner strafbaren Handlung oder
nach seinem Lebenswandel für die Sicherheit des
Staates, der Person oder des Eigentums beson-
ders gefährlich ist.

(4) Der Aufschub darf das unbedingt notwen-
dige Maß nicht überschreiten. Er soll in der
Regel nicht mehr als sechs Monate betragen.

(5) Die Bewilligung kann an die Leistung einer
Sicherheit [§ 193, Abs. (1)] geknüpft werden.

(6) Sind der Vorsitzende und der Staatsanwalt
übereinstimmend der Meinung, daß der Auf-
schub zu bewilligen sei, so bedarf es keiner
Beschlußfassung im Senate.

(7) E in Strafaufschub, durch den die Vollstrek-
kung der Strafe u m mehr als sechs Monate, vom
Tage des Eintri t ts der Rechtskraft des Urteils
an gerechnet, hinausgeschoben würde, kann nur
mit Genehmigung des Gerichtshofes zweiter In-
stanz gewährt werden.

(8) Gegen die Entscheidungen ist kein Rechts-
mit tel zulässig.

(9) Mißbraucht der Verurtei l te die Freiheit,
so ist der Aufschub zu widerrufen. In diesem
Falle oder wenn der Verurtei l te die Strafe aus
seinem Verschulden nicht rechtzeitig an t r i t t , ist
die bestellte Sicherheit v o m Gerichte für ver-
fallen zu erklären [§ 193, Abs. (3)].

§ 401 a. (1) Die Vollstreckung d e r Freiheits-
strafe darf in der Regel nicht unterbrochen
werden.
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(2) W e n n ein Todesfall oder eine dringende
und wichtige Familienangelegenheit die Anwesen-
heit eines Strafgefangenen, der eine ein Jahr
nicht übersteigende Freiheitsstrafe zu verbüßen
hat, bei seiner Familie notwendig macht, kann
der Gerichtshof erster Instanz die Unterbrechung
des Vollzuges für die Dauer von höchstens acht
Tagen bewilligen.

(3) Ebenso kann die Unterbrechung des Voll-
zuges einer solchen Freiheitsstrafe auf Antrag
einer Behörde für die Dauer von höchstens drei
Monaten ausnahmsweise bewilligt werden, wenn
die Arbeitskraft des Strafgefangenen für die
Volkswirtschaft zwingend nötig ist.

(4) Die Unterbrechung der Strafvollstreckung
darf nicht bewilligt werden, wenn der Ver-
urteilte nach der Ar t oder dem Beweggrund
seiner strafbaren Hand lung oder nach seinem
Lebenswandel für die Sicherheit des Staates, der
Person oder des Eigentums besonders gefähr-
lich ist.

(5) Das Gericht kann eine Sicherheitsleistung
fordern oder andere Vorkehrungen zu r Siche-
rung des weiteren Vollzuges der Strafe treffen.

(6) St immen der Vorsitzende u n d der Staats-
anwalt überein, die Unterbrechung zu bewilli-
gen, so bedarf es keiner Beschlußfassung im
Senate.

(7) Gegen die Entscheidung ist kein Rechts-
mittel zulässig.

(8) Mißbraucht der Verurtei l te die Freiheit,
so ist die Unterbrechung des Strafvollzuges zu
widerrufen. In diesem Fall oder wenn der Ver-
urteilte die Strafe aus seinem Verschulden nicht
rechtzeitig wieder ant r i t t , ist die bestellte Sicher-
heit v o m Gerichte für verfallen zu erklären
[§ 193, Abs. (3)]."

6. Im zweiten Absatz des § 466 t re ten an die
Stelle der Worte „binnen einer Woche" die
Wor te „binnen drei Tagen" .

Änderungen des Bundesgesetzes über die Unte r -
bringung von Rechtsbrechern in Arbeitshäusern.

§ 2. Das Bundesgesetz vom 10. Juni 1932,
B . G . B l . N r . 167, über die Unterbr ingung von
Rechtsbrechern in Arbeitshäusern, wird ergänzt
wie folgt:

1. Dem § 5 werden als Absatz (3) folgende
Bestimmungen angefügt:

„(3) Wi rd der Verurtei l te an eine ausländische
Behörde ausgeliefert, so kann die Unterbr ingung
oder die weitere Vollziehung unterbleiben. Die
Unterbr ingung kann nachträglich vollzogen
werden, wenn der Verurtei l te in das Bundes-
gebiet zurückkehrt oder zurückgebracht wird ."

2. Im § 7, Abs. (1), im § 9, Abs. (2), und im
§ 10, Abs. (1), t re ten an die Stelle der W o r t e :
„§ 5, Abs. (2)", jedesmal die W o r t e : „§ 5,
Abs. (2) und (3)".

Änderung der gesetzlichen Vorschriften über die
Tilgung von Verurteilungen.

§ 3. Das Gesetz vom 21 . März 1918, R . G . Bl.
N r . 108, über die Ti lgung der Verurtei lung wird
abgeändert u n d ergänzt wie folgt:

1. Im ersten Absatz des § 2 ha t die Z. 2 zu
lauten:

„2. 10 Jahre, wenn er wegen eines der im
zweiten Absatze des § 6 des Gesetzes v o m
15. November 1867, R . G. Bl. N r . 131, aufge-
zählten Verbrechen zu einer strengeren Strafe
als einer sechsmonatigen Arreststrafe oder wegen
einer anderen strafbaren Handlung zu einer
sechs Monate übersteigenden Arreststrafe ver-
urteil t worden is t ;"

2. Dem § 5 wird als Absatz (4) folgende Be-
st immung angefügt:

„(4) Sind der Vorsitzende u n d der Staatsanwalt
übereinstimmend der Meinung, daß die Ti lgung
zu gewähren sei, so bedarf es keiner Beschluß-
fassung im Senate."

Änderungen der Befreiungsamnestie.
§ 4. Das Bundesgesetz vom 6. März 1946,

B. G. Bl. N r . 79, über die Einstellung von Straf-
verfahren, die Nachsicht von Strafen und die
Tilgung von Verurtei lungen aus Anlaß der Be-
freiung Österreichs (Befreiungsamnestie) wird ab-
geändert, wie folgt:

1. Dem § 8 wird als Abs. (2) folgende Be-
st immung angefügt:

„(2) Sind der Vorsitzende u n d der Staatsanwalt
übereinstimmend der Meinung, daß die Verur-
teilung als nicht erfolgt zu gelten halbe, so bedarf
es keiner Beschlußfassung im Senate."

Die bisherige Bestimmung des § 8 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)".

2. Im § 12, Abs . (1), ha t die lit. b) zu lau ten:
„b) alle Verurtei lungen wegen der im § 1 an-

geführten strafbaren Handlungen oder
wegen der im § 2, Abs. (1), bezeichneten
Verbrechen."

Verfolgung und Bestrafung von Über t re tungen
gegen die Sicherheit der Ehre.

§ 5. (1) Der Artikel I u n d die darauf sich be -
ziehenden Bestimmungen des Artikels III des
Bundesgesetzes vom 17. August 1934, B. G. Bl. II
Nr . 214, über die Verfolgung u n d Bestrafung
von Übertre tungen gegen die Sicherheit der
Ehre, sowie das dieses Bundesgesetz abändernde
Bundesgesetz, B . G . B l . N r . 509/1935, werden
aufgehoben.

(2) H a t vor dem Inkraf t t re ten des vorliegen-
den Bundesgesetzes der Beleidigte auf G r u n d der
durch Abs. {1) aufgehobenen Bestimmungen den
Antrag auf Verfolgung beim öffentlichen An-
kläger (rechtzeitig eingebracht u n d nicht bereits
zurückgenommen u n d ha t der öffentliche An-
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kläger den Antrag nicht schon gemäß § 90 der
Strafprozeßordnung oder durch Erhebung der
Anklage erledigt oder die Verfolgung dem Be-
leidigten als Privatankläger überlassen, so hat
der Staatsanwalt (das zu den Verrichtungen der
Staatsanwaltschaft beim Bezirksgericht berufene
Organ) den Antrag dem Gericht zu übermitteln
und den Beleidigten davon zu benachrichtigen.
Die Einbringung des Antrages beim öffentlichen
Ankläger gilt in diesem Fall als Einbringung
der Privatanklage bei Gericht.

(3) Hat vor dem Inkrafttreten des vorliegen-
den Bundesgesetzes der Staatsanwalt {das zu den
Verrichtungen der Staatsanwaltschaft beim Be-
zirksgericht berufene Organ) wegen einer der in
den §§ 487 bis 491 des Strafgesetzes mit Strafe
bedrohten Handlungen, die 6onst nur auf Ver-
langen des Beleidigten verfolgt werden können,
auf Grund der durch Abs. (1) aufgehobenen
Bestimmungen schon die Anklage erhoben, so
richtet sich das weitere Verfahren nach dem bis-
herigen Recht; doch ist der Beleidigte berechtigt,
sich der vom öffentlichen Ankläger erhobenen
Anklage jederzeit anzuschließen.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Inneres
betraut.

Renner
Figl Gerö Helmer

1 9 3 . Bundesgesetz vom 2. Juli 1947
über die Zulässigkeit der gerichtlichen

Geltendmachung verjährter Rechte.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Ein Recht kann trotz Ablaufes der Ver-

jährungsfrist oder der sonstigen für die Beschrei-
tung des Rechtsweges oder die anderweitige
Geltendmachung von Rechpen im gerichtlichen
Verfahren vorgeschriebenen Frist noch bis
30. Juni 1948 gerichtlich geltend gemacht
werden, wenn diese Frist erst nach dem 31. De-
zember 1945 abgelaufen ist.

§ 2. (1) Ein Recht, an dessen gerichtlicher
Geltendmachung der Berechtigte in der Zeit
seit dem 12. Februar 1934 aus politischen Grün-
den verhindert war, kann nach den in Betracht
kommenden Vorschriften noch bis 30. Juni 1948
geltend gemacht werden, wenn eine der im § 1
bezeichneten Fristen nach dem 12. Februar 1934
abgelaufen ist.

(2) Im Falle der Geltendmachung gilt das
gleiche für damit im Zusammenhang stehende
Rechte des Gegners.

§ 3. Ist dem Verpflichteten die Erfüllung der
Verbindlichkeit nicht mehr möglich, so hat er
dem Berechtigten auf Verlangen eine solche Ent-
schädigung zu leisten, daß er aus dessen Schaden
keinen Gewinn zieht.

§ 4. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten nur insoweit, als die Rückstellungsgesetze
keine anderweitige Regelung enthalten.

§ 5. Der Geltendmachung eines Rechtes auf
Grund der §§ 1 oder 2 steht ein vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes ergangenes Ur-
teil, soweit es das Klagebegehren wegen Ablaufes
einer der im § 1 bezeichneten Fristen abgewiesen
hat, nicht entgegen.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Renner
Figl Gerö

1 9 4 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1947
über die Arbeitsinspektion (Arbeitsinspek-

tionsgesetz — ArbIG.).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Wirkungskreis der Arbeitsinspektion.
§ 1. (1) Die Arbeitsinspektion ist die zur Wahr-

nehmung des gesetzlichen Schutzes der Dienst-
nehmer (Lehrlinge) berufene Behörde.

(2) Von der Wirksamkeit der Arbeitsinspek-
tion sind, soweit im Abs. (3) nichts anderes be-
stimmt wird, ausgenommen:

a) die land- und forstwirtschaftliche Produk-
tion;

b) die Hauswirtschaft;
c) der Bergbau auf vorbehaltene Mineralien

und die auf Grund der Bergwerksverlei-
hung (§ 131 des Allgemeinen Berggesetzes
vom 23. Mai 1854, R.G.Bl. Nr. 146) er-
richteten Anlagen 6owie die Betriebe des
Bergbaues auf nicht vorbehaltene Mine-
ralien und deren Anlagen, soweit sie der
bergpolizeilichen Aufsicht unterliegen;

d) die Eisenbahnen (Straßenbahnen) einschließ-
lich ihrer Regiebauten und Hilfsanstaken;

e) das Post- und Telegraphenwesen einschließ-
lich seiner Regiebauten und Hilfsanstalten;

f) der Luftverkehr;
g) die Wohlfahrtsanstalten, Kranken-, Heil-

und sonstigen Pflegeanstalten, die medi-
zinisch-diagnostischen und therapeutischen
Anstalten, soweit sie vom Bund, einem
Bundesland (Stadt Wien), einem Bezirk
oder einer Gemeinde betrieben werden;

h) die Erziehungs- und Unterrichtsanstalten;
i) die Kultusanstalten;
j) die Strafanstalten, gerichtlichen Gefangen-

häuser, Arbeitshäuser und Bundesanstalten
für Erziehungsbedürftige.

(3) Die Wirksamkeit der Arbeitsinspektion
erstreckt sich jedoch auf die Regiebauten, Werk-
stätten und Hilfsanlagen (Hilfsanstalten) der in
Abs. (2), lit. f bis j , aufgezählten Betriebe.
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(4) Sofern für die gemäß Abs. (2), lit. c bis f,
und Abs. (3) vom Wirkungskreis der Arbeits-
inspektion ausgenommenen Betriebe und Ver-
waltungsstellen Einrichtungen zur Wahrneh-
mung des gesetzlichen Schutzes der Dienstnehmer
nicht bestehen, sind solche bei den sachlich zu-
ständigen Ministerien zu errichten. Die Vor-
schriften über die Errichtung sowie über die
Aufgaben und Befugnisse dieser Einrichtungen
sind yon den sachlich zuständigen Ministerien im
Verordnungswege zu erlassen.

§ 2. (1) Auf die Dienststellen der Hoheitsver-
waltung und auf die Verwaltungsstellen der
öffentlich-rechtlichen Körperschaften finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes keine An-
wendung.

(2) Die Betriebe des Bundes, der Bundesländer
(Stadt Wien), der Bezirke und Gemeinden unter-
liegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes,
soweit säe nicht ihrer Art nach gemäß § 1,
Abs. (2) und (3), von der Wirksamkeit der Ar-
beitsinspektion ausgenommen sind. Das gleiche
gilt für Betriebe, Werkstätten und Hilfsanlagen
der öffentlich-rechtlichen Körperschaften.

(3) Als Betriebe im Sinne des Abs. (2) sind
auch Hoch- und Tiefbauten, Straßen- und
Wasserbauten, Bauten von Stromleitungsanla-
gen und sonstige Bauten anzusehen, die vom
Bund, einem Bundesland (Stadt Wien), einem Be-
zirk oder einer Gemeinde in eigener Regie aus-
geführt werden.

Aufgaben und Befugnisse der Arbeitsinspektion.

A l l g e m e i n e s .

§ 3. (1) Die Arbeitsinspektion hat im Rahmen
ihres Wirkungskreises durch ihre Organe (Ar-
beitsinspektoren) die Einhaltung der zum Schutz
der Dienstnehmer erlassenen Vorschriften und
behördlichen Verfügungen zu überwachen, ins-
besondere soweit diese betreffen:

a) den Schutz des Lebens, der Gesundheit und
der Sittlichkeit der Dienstnehmer;

b) die Verwendung der Dienstnehmer, die
Arbeitszeit, die Arbeitspausen, die Nacht-
ruhe (Nachtarbeit), die Sonn- und Feier-
tagsruhe und den Urlaub;

c) die Kinderarbeit sowie die Verwendung
von jugendlichen und weiblichen Arbeits-
kräften;

d) die Ausbildung der Lehrlinge und jugend-
lichen Dienstnehmer;

e) die Lohnzahlung, Arbeitsordnungen und
Kollektivverträge;

f) die Heimarbeit.
(2) Die Arbeitsinspektoren haben die Dienst-

geber bei Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber
den Dienstnehmern zu unterstützen. Sie haben
die Dienstgeber und die Dienstnehmer bei sich

bietender Gelegenheit über die Notwendigkeit
und den Gebrauch von Schutzvorkehrungen und
über die Bedeutung von Maßnahmen der Ge-
sundheitspflege und der Unfallverhütung und
von Maßnahmen zum Schutze der Sittlichkeit
im Betriebe zu belehren.

(3) Die Arbeitsinspektoren sollen durch Ver-
mittlung zwischen den Interessen der Dienstgeber
und der Dienstnehmer das Vertrauen beider Teile
gewinnen und bei Streitigkeiten im Betriebe zur
Wiederherstellung des guten Einvernehmens bei-
tragen. Hiebei haben sie sich der Mitarbeit der
Organe der im Betrieb errichteten Betriebsver-
tretungen zu bedienen. Die Betriebsvertretungen
haben wahrgenommene Mängel hinsichtlich der
Einhaltung von Vorschriften über den Dienst-
nehmerschutz dem Arbeitsinspektorat zur Kennt-
nis zu bringen; erforderlichenfalls haben sie eine
Revision des Betriebes zu beantragen.

(1) Die Arbeitsinspektorat« haben bei Durch-
führung ihrer Aufgaben [Abs. (1)] auf 6tändige
Zusammenarbeit mit den gesetzlichen Inter-
essenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer Bedacht zu nehmen.

§ 4. Die Arbeitsinspektion darf mit Aufgaben,
die ihrem Wirkungskreis fremd sind, nicht be-
traut und insbesondere für Zwecke der Finanz-
verwaltung nicht in Anspruch genommen werden.
Durch diese Bestimmung wird der Wirkungs-
kreis des Arbeitsinspektorates für die Binnen-
schiffahrt [§ 19, Abs. (3)] in der Schiffahrtsver-
waltung nicht berührt.

B e s i c h t i g u n g v o n A n l a g e n .

§ 5. (1) Die Arbeitsinspektoren sind befugt,
die Betriebsräume, Betriebsstätten und Aufent-
haltsräume der Dienstnehmer sowie die vom Be-
triebsinhaber den Dienstnehmern beigestellten
Wohnräume, Unterkünfte und Anlagen von
Wohlfahrtseinrichtungen jederzeit zu betreten
und zu besichtigen. Wenn es zur Erfüllung ihrer
Obliegenheiten unvermeidlich ist, sind sie auch
berechtigt, die Bahnanlagen zu betreten. Die
näheren Bestimmungen über das Betreten der
Bahnanlagen durch die Arbeitsinspektoren trifft
das Bundesministerm für Verkehr im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung.

(2) Der Arbeitsinspektor hat sich dem Betriebs-
inhaber oder seinem Beauftragten gegenüber auf
Verlangen durch einen vom zuständigen Bundes-
ministerium beglaubigten Dienstausweis auszu-
weisen. Dem Betriebsinhaber oder seinem Be-
auftragten steht es frei, den Arbeitsinspektor bei
der Besichtigung zu begleiten; auf Verlangen
des Arbeitsinspektors ist er hiezu verpflichtet.

(3) Die Arbeitsinspektoren haben den Besichti-
gungen die Organe der Betriebsvertretung beizu-
ziehen.
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E i n v e r n a h m e v o n P e r s o n e n u n d
E i n s i c h t i n U r k u n d e n .

§ 6. (1) Die Arbeitsinspektoren sind befugt,
den Betriebsinhaber oder dessen Beauftragten
und die im Betriebe beschäftigten Dienstnehmer,
nach ihrem Ermessen auch ohne Zeugen, über
alle Umstände einzuvernehmen, die ihren Wir-
kungskreis berühren. Sie können vom Betriebs-
inhaber oder dessen Beauftragten oder von
den Dienstnehmern schriftliche Auskünfte ver-
langen und, wenn erforderlich, diese Personen
zur Einvernahme vorladen. Die Einvernahmen
haben tunlichst ohne Störung des Betriebes zu
erfolgen. Der Betriebsinhaber, dessen Beauftrag-
ter und die Dienstnehmer sind verpflichtet, den
Arbeitsinspektoren die zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Der Betriebsinihaber (Beauftragte) ist ver-
pflichtet, den Arbeitsinspektoren über Verlangen
alle Urkunden, die sich auf die Betriebsanlagen,
die Betriebsmittel sowie auf die im § 5, Abs. (1),
erwähnten Räume und Einrichtungen beziehen,
samt den dazugehörigen Plänen, Zeichnungen,
Betriebsvorschriften u. dgl. zur Einsicht vorzu-
legen. Dies gilt auch hinsichtlich der Dienst-
nehmerverzeichnisse, der Arbeitsordnungen, der
Kollektivverträge und Einzelverträge, der Lehr-
verträge, der Lohn- (Gehalts-) und Urlaubslisten
sowie aller Verzeichnisse, deren Führung für die
Heimarbeit vorgesehen ist.

Z u z i e h u n g v o n S a c h v e r s t ä n d i g e n .
E n t n a h m e von P r o b e n .

§ 7. (1) Wenn nach Ansicht des Arbeitsinspek-
tors die Gesundheit der Dienstnehmer eines Be-
triebes durch die Art ihrer Verwendung, durch
ein Betriebsverfahren oder durch eine Betriebs-
einrichtung gefährdet erscheint, so hat die zu-
ständige Behörde auf Antrag des Arbeits-
inspektors den erforderlichen Untersuchungen
Sachverständige (Ärzte, Ingenieure, Chemiker
u. dgl.) beizuziehen. In Fällen, die keinen Auf-
schub gestatten, ist der Arbeitsinspektor berech-
tigt, unter gleichzeitiger Verständigung der zu-
ständigen Verwaltungsbehörde, Sachverständige
beizuziehen.

(2) Wenn nach Ansicht des Arbeitsinspektors
die Verwendung eines Arbeitsstoffes oder Ar-
beitsmittels die Dienstnehmer gefährdet, so ist
er berechtigt, eine Probe im unbedingt erforder-
lichen Ausmaße zu entnehmen und deren fach-
liche Untersuchung durch eine hiezu befugte An-
stalt zu veranlassen. W e n n nach Ansicht des Ar-
beitsinspektors für die Dienstnehmer bereit-
gestelltes Trinkwasser oder im Betrieb an die
Dienstnehmer verabreichte Lebensmittel die Ge-
sundheit gefährden, so hat er der zuständigen
Verwaltungsbehörde Anzeige zu erstatten.

(3) Die Kosten der Untersuchungen nach den
Abs. (1) u n d (2), erster Satz, ha t der Betriebs-

inhaber zu tragen, wenn sich nach dem Unter-
suchungsergebnis die Ansicht des Arbeitsinspek-
tors als richtig erweist.

F e s t s t e l l u n g u n d A n z e i g e v o n
Ü b e r t r e t u n g e n .

§ 8. (1) Stellt der Arbeitsinspektor eine Über-
tretung einer Vorschrift zum Schutze der Dienst-
nehmer fest, so hat er den Betriebsinhaber oder
seinen Beauftragten den Auftrag zu erteilen, un-
verzüglich den den geltenden Vorschriften und
behördlichen Verfügungen entsprechenden Zu-
stand herzustellen. Wenn diesem Auftrag nicht
entsprochen wird, hat das Arbeitsinspektorat die
Anzeige an die zuständige Verwaltungsbehörde
zu erstatten, falls die Anzeige nicht bereits an-
läßlich der Feststellung der Übertretung er-
stattet wurde.

(2) Mit der Anzeige kann auch ein Antrag hin-
sichtlich des Strafausmaßes gestellt werden.

(3) Die zuständige Verwaltungsbehörde hat über
die Anzeige ohne Verzug, längstens jedoch binnen
zwei Wochen, das Strafverfahren einzuleiten; ge-
langt die Verwaltungsbehörde bei den Erhebun-
gen zu der Ansicht, daß das Strafverfahren ein-
zustellen ist oder eine niedrigere Strafe als von
dem Arbeitsinspektorat beantragt wurde, zu ver-
hängen ist, so ha t sie vo r Einstellung des Straf-
verfahrens, beziehungsweise vor Fällung des Er-
kenntnisses dem Arbeitsinspektorat Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Eine schriftliche
Ausfertigung des erlassenen Bescheides ist dem
Arbeitsinspektorat zuzustellen.

(4) Die Bestimmungen des Abs. (,1), zweiter
Satz, und der Albs. (2) und (3) finden keine An-
wendung auf Betriebe des Bundes, der Bundes-
länder (Stadt Wien), der Bezirke u n d Gemeinden
[§ 2, Abs. (2), erster Satz, und (3)]. Wird in
solchen Betrieben eine Übertretung einer Vor-
schrift zum Schurze der Dienstnehmer festgestellt,
so ha t das Arbeitsinspektorat der vorgesetzten
Dienststelle Anzeige zu erstatten.

A n t r ä g e u n d V e r f ü g u n g e n .
§ 9. (1) Wenn das Arbeitsinspektorat der An-

sicht ist, daß in einem Betriebe Vorkehrungen
zum Schutze des Lebens, der Gesundheit und der
Sittlichkeit der Dienstnehmer erforderlich sind,
so hat es, wenn die gesetzlichen Voraussetzun-
gen für eine behördliche Verfügung gegeben sind,
bei der zuständigen Verwaltungsbehörde die Er-
lassung der erforderlichen Verfügungen zu be-
antragen, es sei denn, daß der Betriebsinhaber
dem Auftrage des Arbeitsinspektorates, Abhilfe
zu schaffen, entspricht.

(2) Die Verwaltungsbehörde hat über den An-
trag des Arbeitsinspektorates ohne Verzug, läng-
stens jedoch binnen zwei Wochen, das Ermitt-
lungsverfahren einzuleiten und beschleunigt ab-
zuschließen.
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(3) Wenn der Arbeitsinspektor anläßlich einer
Besichtigung (§ 5) findet, daß der Schutz der
Dienstnehmer sofortige Abhilfe erfordert, so hat
er an Stelle der sonst zuständigen Verwaltungsbe-
hörde die erforderliche Verfügung schriftlich mit
der gleichen Wirkung selbst zu treffen, als ob sie
von dieser Behörde erlassen worden wäre. Eine
Abschrift des Bescheides ist der Verwaltungs-
behörde und der Betriebsvertretung zuzustellen.

A n h ö r u n g des A r b e i t s i n s p e k -
t o r a t e s .

§ 10. (1) Die Verwaltungsbehörden haben in
Sachen, die den Schutz der Dienstnehmer be-
rühren, dem Arbeitsinspektorat vor Erlassung
eines Bescheides Gelegenheit zur Äußerung und
Antragstellung zu geben. Wird in einer solchen
Sache das Ermittlungsverfahren eingeleitet, so ist
das Arbeitsinspektorat berechtigt, an diesem Ver-
fahren teilzunehmen. Das Arbeitsinspektorat ist
zur Teilnahme an der mündlichen Verhandlung,
die in dem Ermittlungsverfahren stattfindet, zu
laden. H a t es an der Verhandlung nicht teilge-
nommen, so sind ihm die Verhandlungsakten
auf Verlangen, das binnen zwei Wochen nach
dem Verhandlungstage gestellt werden kann, vor
Erfassung des Bescheides zur Stellungnahme zu
übermitteln. Das Arbeitsinspektorat ha t seine
Stellungnahme ohne Verzug, längstens jedoch
binnen zwei Wochen unter Rückstellung der
Verhandlungsakten abzugeben.

(2) Wird den Vorschriften des Abs. (1) im Ver-
fahren erster Instanz nicht entsprochen, so hat
im Falle der Berufung die Berufungsbehörde vor
Erlassung ihres Bescheides die Äußerung und An-
tragstellung des nach dem Standort des Betriebes
zuständigen Arbeitsinspektorates einzuholen. In
allen übrigen Fällen einer Berufung hat die Be-
rufungsbehörde ein anderes Arbeitsinspektorat
zur Abgabe der Äußerung aufzufordern; welche
Arbeitsinspektorat« hiezu heranzuziehen sind,
bestimmt das Bundesministerium für soziale
Verwaltung.

(3) In den Fällen der Abs. (1) und (2) ist eine
Ausfertigung des Bescheides dem nach dem
Standort des Betriebes zuständigen Arbeitsinspek-
torat zuzustellen.

(4) Die Kosten, die dem Arbeitsinspektorate
durch die Entsendung von Amtsorganen zu den
mündlichen Verhandlungen gemäß Abs. (1) er-
wachsen, sind von den die Amtshandlung füh-
renden Verwaltungsbehörden als Barauslagen im
Sinne der §§ 76, Abs. (1), und 77, Abs. (5),
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes,
B .G .B l . N r . 274/1925, zu behandeln.

(5) Die Vorschrift des Abs. (2) gilt nicht für
das Berufungsverfahren in der Schiffahrtsver-
waltung.

Berufung des A r b e i t s i n s p e k -
to ra t e s .

§ 11. In den Fällen der §§ 8, Abs. (3), 9,
Abs. (1), und 10, Abs. (1), steht dem Arbeits-
inspektorat gegen den Bescheid der zuständigen
Verwaltungsbehörde erster Instanz die Berufung
zu, wenn der Bescheid dem vom Arbeitsinspek-
torat gestellten Antrag oder der abgegebenen
Stellungnahme nicht entspricht; unter den
gleichen Voraussetzungen steht dem Arbeits-
inspektorat das Recht der Berufung auch gegen
Bescheide der Verwaltungsbehörden zweiter In-
stanz zu, wenn deren Entscheidung nicht end-
gültig ist. Dem Arbeitsinspektorat steht in den
Fällen des § 10, Abs. (1), die Berufung auch
dann zu, wenn ihm vor Erlassung des Bescheides
nicht Gelegenheit zur Äußerung und Antrag-
stellung gegeben wurde.

Verfahrensbestimmungen.
§ 12. (1) Auf das Verfahren der Arbeitsinspek-

torate finden, soweit in diesem Bundesgesetz
nichts anderes bestimmt wird, die Vorschriften
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes,
B.G.Bl. Nr. 274/1925, Anwendung.

(2) Das Recht zur Einbringung der Berufung
gegen Bescheide, die das Arbeitsinspektorat ge-
mäß § 9, Abs. (3), erläßt, sowie der Instanzenzug
in diesen Fällen richtet sich nach den Vorschrif-
ten, die maßgebend gewesen wären, wenn der Be-
scheid von der sonst zuständigen Verwaltungs-
behörde erlassen worden wäre. Die Berufung ist
bei dem Arbeitsinspektorat, das den Bescheid er-
lassen hat, einzubringen; sie hat keine auf-
schiebende Wirkung.

R e c h t s h i l f e .
§ 13. (1) Alle Behörden und die gesetzlichen

Interessenvertretungen der Dienstgeber und
Dienstnehmer haben die Arbeitsinspektorate
bei Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen.
Sie sind verpflichtet, alle Anfragen der Arbeits-
inspektorate unverzüglich zu erledigen.

(2) Die Gewerbebehörden sind verpflichtet, die
Arbeitsinspektorate von Neuerrichtungen ge-
werblicher Betriebe und von jenen Veränderun-
gen der Betriebe, die für den Dienstnehmerschutz
von Bedeutung sind, zu verständigen.

Z u s a m m e n a r b e i t m i t den T r ä g e r n
d e r S o z i a l v e r s i c h e r u n g .

§ 14. (1) Die Träger der Sozialrversicherung
haben die Arbeitsinspektorate bei Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Träger der Unfallversicherung sind
verpflichtet, die Arbeitsinspektorate von Unfällen
größeren Ausmaßes unverzüglich zu benach-
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richtigen und ihnen Einsicht in die Anzeigen,
Krankengeschichten und anderen Unterlagen zu
gewähren. Die Krankenkassen sind verpflichtet,
die Arbeitsinspektorate von den Ergebnissen
und Untersuchungen, die sie über Berufserkran-
kungen anstellen, zu verständigen.

(3) Die Arbeitsinspektorate haben in Ange-
legenheit des Dienstnehmerschutzes, insbesondere
der Unfallverhütung, auf ständige Zusammen-
arbeit mit den in Betracht kommenden Trägern
der Sozialversicherung Bedacht zu nehmen.

(4) An Betriebsbesichtigungen der Arbeits-
inspektorate haben sich die Träger der Sozial-
versicherung über Verlangen der Arbeitsinspek-
torate nach Tunlichkeit durch Entsendung von
fachkundigen Organen zu beteiligen. Die Kosten,
die aus der Teilnahme an solchen Betriebsbesichti-
gungen erwachsen, sind von den Trägern der
Sozialversicherung zu tragen.

(5) Die Träger der Sozialversicherung können
bei den Arbeitsinspektoraten die Vornahme von
Betriebsbesichtigungen beantragen, wenn nach
ihrer Ansicht in einem Betrieb Maßnahmen im
Interesse eines wirksamen Gesundheitsschutzes
und der Unfallverhütung erforderlich erscheinen.
Zu solchen Betriebsbesichtigungen haben die
Arbeitsinspektorate Organe des antragstellenden
Trägers der Sozialversicherung beizuziehen. Die
Arbeitsinspsktorate sind verpflichtet, innerhalb
von zwei Wochen nach Einlangen des Antrages
des Sozialversicherungsträgers den Zeitpunkt der
Betriebsbesichtigung festzulegen.

§ 15. Organe von Trägern der Sozialversiche-
rung, die an Betriebsbesichtigungen [§ 14,
Abs. (4) und (5)] teilnehmen, unterliegen der den
Arbeitsinspektoren auferlegten Verschwiegen-
heitspflicht (§ 17). Die Strafbestimmungen des
§ 23 gelten sinngemäß.

B e r i c h t e u n d G u t a c h t e n .
§ 16. (1) Die Arbeitsinspektorate haben all-

jährlich dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung Bericht über ihre Tätigkeit und ihre
Wahrnehmungen auf dem Gebiete des Dienst-
nehmerschutzes zu erstatten. Diese Berichte sind
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
in zusammenfassender Darstellung dem National-
rat vorzulegen und in den amtlichen Nach-
richten des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung zu veröffentlichen.

(2) Die Arbeitsinspektorate können vom Bun-
desministerium für soziale Verwaltung zur Er-
stattung von Gutachten und Vorschlägen hin-
sichtlich der Erlassung von Vorschriften zum
Schutze der Dienstnehmer herangezogen werden.
Solche Gutachten und Vorschläge können die
Arbeitsinspektorate auch ohne besondere Auf-
forderung erstatten

B e s o n d e r e P f l i c h t e n d e r A r b e i t s -
inspektoren.

§ 17. Die Arbeitsinspektoren sind verpflichtet,
über alle ihnen bei Ausübung ihres Dienstes be-
kanntgewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nisse, insbesondere über die ihnen als geheim
bezeichneten Einrichtungen, Verfahren und
Eigentümlichkeiten der Betriebe strengste Ver-
schwiegenheit zu beobachten. An diese Ver-
schwiegenheitspflicht, deren Erfüllung die Ar-
beitsinspektoren im Amtseide zu geloben haben,
sind sie auch im Verhältnis außer Dienst, im
Ruhestande sowie nach Auflösung des Dienst-
verhältnisses gebunden.

§ 18. Die Arbeitsinspektoren dürfen unbe-
schadet der Bestimmungen der §§ 33 und 34 der
Dienstpragmatik (Gesetz vom 25. Jänner 1914,
R. G. Bl. Nr. 15) ein Unternehmen, das der Ar-
beitsinspektion unterliegt, weder auf eigene noch
auf fremde Rechnung betreiben noch an einem
solchen Unternehmen beteiligt sein, sie dürfen
auch nicht in einem Dienstverhältnis zu einem
solchen Unternehmen stehen.

Organisation der Anbeitsinspek-
tion.

§ 19. (1) Das Bundesgebiet wird unter tunlich-
ster Berücksichtigung der Grenzen der Bundes-
länder (Stadt Wien) in Aufsichtsbezirke der Ar-
beitsinspektion eingeteilt und für jeden Auf-
sichtsbezirk ein Arbeitsinspektorat errichtet. In
jedem Bundesland ist mindestens ein allgemeines
Arbeitsinspektorat zu errichten.

(2) Einzelne Arten von Wirtschaftszweigen
und Beschäftigtengruppen können aus der all-
gemeinen Arbeitsinspektion ausgeschieden und
unter die Aufsicht von besonderen Arbeitsinspek-
toraten gestellt werden, der örtliche Wirkungs-
bereich solcher Arbeitsinspektorate kann sich über
den Bereich mehrerer Bundesländer erstrecken.

(3) Für die Binnenschiffahrt wird ein beson-
deres Arbeitsinspektorat errichtet, dessen Auf-
sichtsbezirk sich auf das gesamte Bundesgebiet
erstreckt.

(4) Die näheren Vorschriften über die Auf-
sichtsbezirke der allgemeinen Arbeitsinspektion
und über die Errichtung von besonderen Ar-
beitsinspektoraten werden nach Anhörung der
Interessenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer durch Verordnung getroffen.

§ 20. (1) Zur besonderen Wahrnehmung der
Aufgaben, die die Arbeitsinspektion auf dem
Gebiete der Arbeitshygiene und der Berufskrank-
heiten zu erfüllen hat , ist bei jedem Arbeits-
inspektorat u n d beim Zentral-Arbeitsinspektorat
[§ 21 , Abs. (2)] ein "Arbeitsinspektionsarzt" zu
bestellen.



Stück 40, Nr. 194. 841

(2) Zur besonderen Überwachung der Einhal-
tung der Schutzvorschriften für Jugendliche,
Frauen und Kinder ist bei jedem Arbeits-
inspektorat ein „Arbeitsinspektor für Jugend-
schutz, Frauen- und Kinderarbeit" zu bestellen.

(3) Der Arbeitsinspektionsarzt und der Arbeits-
inspektor für Jugendschutz, Frauen- und Kinder-
arbeit sind Organe der Arbeitsinspektion, auf sie
finden die Vorschriften der §§ 5 bis 9, 17, 18
und 23 Anwendung.

§ 21. (1) Die Arbeitsinspektorate im Sinne des
§ 19, Abs. (1) und (2), unterstehen unmittelbar
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung.

(2) Die oberste Leitung u n d zusammenfassende
Behandlung de r Angelegenheiten d e r Arbe i t s -
inspektion obliegen d e m Bundesminister ium für
soziale Verwal tung (Zentral-Arbei ts inspektorat) .
Auf die Organe des Zentral-Arbeits inspektorates
finden die Vorschriften der §§ 5 bis 8, 17, 18
und 23 Anwendung .

(3) Das besondere Arbei ts inspektorat für die
Binnenschiffahrt [§ 19, Abs. (3)] unters teht der
Aufsicht des Bundesministeriums für Verkehr .

S t r a f f b e s t i m m u n g e n .
§ 22. (1) Wer vorsätzlich die Organe der Ar-

beitsinspektion (§§ 19 und 20) oder Organe
des Zentral-Arbeitsinspektorates [§ 21, Abs. (2)]
in der Ausübung ihres Dienstes behindert oder
die Erfüllung ihrer Aufgaben vereitelt, wird,
wenn die Handlung nicht einer strengeren Strafe
unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit Geld bis zu 5000 S oder mit Arrest bis zu
drei Monaten bestraft. Beide Strafen können
auch nebeneinander verhängt werden.

(2) Die Vorschriften des Abs. (1) finden in den
in § 2, Abs. (2), ersten Satz, genannten Betrieben
keine Anwendung.

§ 23. Ein Organ der Arbeitsinspektion, das
während der Dauer seines Dienstverhältnisses
(Ruhestandsverhältnisses) oder nach Auflösung
des Dienstverhältnisses ein ihm bei Ausübung des
Dienstes bekanntgewordenes und als solches be-
zeichnetes Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis ver-
letzt oder es zu seinem oder eines anderen Vor-
teil verwertet, wird, wenn die Handlung nicht
nach einem anderen Gesetze einer strengeren Be-
strafung unterliegt, von den Gerichten wegen
Vergehens mit Arrest von drei Monaten bis zu
zwei Jahren bestraft.

Artikel II.
Ausdehnung der Vorschriften über den Schutz
der Dienstnehmer auf nichtgewerbliche Betriebe.

§ 24. (1) Die Vorschriften der §§ 74, 74 a, 74 b
und 74 c der Gewerbeordnung sowie die auf
Grund dieser Bestimmungen erlassenen Durch-
führungsvorschriften finden auf die Betriebe
sinngemäße Anwendung, die von dem Geltungs-

bereich der Gewerbeordnung ausgenommen sind,
jedoch der Aufsicht der Arbeitsinspektion unter-
liegen; dies gilt nicht für die dem Arbeitsinspek-
torat für die Binnenschiffahrt unterliegenden Be-
triebe.

(2) Zur Handhabung der Vorschriften des § 74
der Gewerbeordnung und der auf Grund der
§§ 74 a, 74 b und 74 c der Gewerbeordnung er-
lassenen Vorschriften ist in den unter die Be-
stimmungen des Abs. (1) fallenden Betrieben,
deren Anlage einer Genehmigungspflicht unter-
liegt, in erster Instanz die zuständige Genehmi-
gungsbehörde, sonst die Bezirksverwaltungs-
behörde berufen; die Bestimmungen des § 9,
Abs. (3), bleiben unberührt.

(3) In den unter die Bestimmungen des Abs. (1)
fallenden Betrieben begangene Übertretungen der
im Abs. (1) bezeichneten Vorschriften werden,
unbeschadet der Bestimmungen des § 8, Abs. (4),
wenn die Handlung nicht nach anderen Gesetzen
einer strengeren Strafe unterliegt, nach den Be-
stimmungen der Gewerbeordnung geahndet.

Artikel III.

Aufhebung von Vorschriften.
§ 25. (1) Folgende Vorschriften werden außer

Kraft gesetzt:
1. Die Abschnitte IV (Gewerbeaufsichtsverwal-

tung) und V der Verordnung über die Arbeits-
einsatz-, die Reichstreuhänder- und die Gewerbe-
aufsichtsverwaltung in der Ostmark vom 7. März
1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 552.

2. Die Verordnung über den Arbeitsschutz
und die Gewerbeaufsicht in der Ostmark vom
5. April 1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 608.

3. Die Anordnung über Arbeitsschutz und Ge-
werbeaufsicht in den Reichsgauen der Ostmark
vom 28. Mai 1940, Reichsarbeitsblatt S. III, 157.

4. Die Zweite Verordnung über den Arbeits-
schutz und die Gewerbeaufsicht in den Reichs-
gauen der Ostmark vom 7. August 1941, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 482.

(2) Für den Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes werden die Vorschriften der §§ 848 a
bis 850 und der §§ 871 und 872 der Reichsver-
sicherungsordnung zur Gänze, die Vorschriften
der §§ 876 bis 878 der Reichsversicherungsord-
nung mit der Einschränkung aufgehoben, daß
die Befugnisse der Träger der Unfallversicherung
zur Vornahme von Betriebsbesichtigungen durch
eigene technische Aufsichtsorgane aufrecht blei-
ben.

Artikel IV.
Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 26. Die bisherigen Gewerbeinspektorate (§ 57
des Behörden-Überleitungsgesetzes vom 20. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 94) werden Arbeitsinspek-
torate im Sinne dieses Bundesgesetzes. Bis zur
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Neueinteilung des Bundesgebietes in Aufsichts-
bezirke der Arbeitsinspektion (§ 19) werden die
bisherigen Aufsichtsbezirke der Gewerbeinspek-
tion zu Aufsichtsbezirken der Arbeitsinspektion.

§ 27. Die Verfolgung und Ahndung von Über-
tretungen der Vorschriften des Dienstnehmer-
schutzes obliegt den Bezirksverwaltungsbehörden.

Verwaltungsstrafverfahren, die bei Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes noch bei
Arbeitsinspektoraten anhängig sind, sind von
diesen zu Ende zu führen.

§ 28. (1) Soweit in noch geltenden Rechtsvor-
schriften die Bewilligung von Ausnahmen vor
den Vorschriften über den Ladenschluß (Pflicht-
verkaufsstunden) den Arbeitsinspektoraten über-
tragen ist, geht diese Befugnis auf die Bezirks-
verwaltungsbehörden über. Die Bezirksverwal-
tungsbehörden sind verpflichtet, dem örtlich zu-
ständigen Arbeitsinspektorat Abschriften der
Ausnahmegenehmigungen zu übermitteln.

(2) Die Genehmigung von Ausnahmen gegen-
über den bestehenden Arbeitszeitvorschriften ob-
liegt dem Arbeitsinspektorat.

§ 29. Die Bestimmungen des § 3 des Bäckerei-
arbeitergesetzes, St. G.Bl. Nr. 217/1919, und des
Artikels IV des Gesetzes, betreffend die Rege-
lung der Sonn- und Feiertagsruhe im Gewerbe-
betriebe, R. G. Bl. Nr. 21/1895, werden dahin ge-
ändert, daß an Stelle der nach diesen Bestimmun-
gen berufenen Gewerbebehörde erster Instanz
das Arbeitsinspektorat zu treten hat. Die Be-
stimmung des § 12, Abs. (2), gilt sinngemäß.

§ 30. (1) Die Geltung der von Berufsgenossen-
schaften erlassenen Unfallverhütungsvorschriften
treten, soweit einzelne Bestimmungen nicht
schon durch § 25, Abs. (2), aufgehoben werden,
mit 31. Dezember 1948 außer Wirksamkeit.

(2) Soweit nach den geltenden Unfallver-
hütungsvorschriften [Abs. (1)] den Berufsgenos-
senschaften das Recht der Bewilligung von Aus-
nahmen oder sonstige Befugnisse zustehen, gehen
diese auf die Arbeitsinspektorate über.

Artikel V.
Vollziehung.

§ 31. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für soziale
Verwaltung, hinsichtlich der Bestimmungen des
§ 1, Abs. (4), das sachlich zuständige Bundes-
ministerium, hinsichtlich der Bestimmungen der
§§ 5, Abs. (1), letzter Satz, und 19, Abs. (3),
das Bundesministerium für Verkehr, hinsicht-
lich der Bestimmungen des § 27, das Bundes-
ministerium für Inneres, jeweils im Einverneh-
men mit den sonst noch zuständigen Bundes-
ministerien, betraut.

Renner
Figl Maisel Übeleis Heinl Helmer Hurdes

1 9 5 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1947,
betreffend die Anhaltung staatsgefährlicher
Nationalsozialisten in Lagern (Anhaltelager-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Abschnitt.

Errichtung von Anhaltelagern.

§ 1. (1) Zur Anhaltung belasteter National-
sozialisten, die für die demokratische Regierungs-
form der Republik Österreich äußerst gefährlich
sind (§ 18, lit. j , des Verbotsgesetzes 1947),
werden besondere Lager errichtet.

(2) Diese Anhaltelager werden vom Bund er-
richtet und erhalten. Die Errichtung, Leitung
und Verwaltung der Lager obliegt dem Bundes-
ministerium für Inneres.

(3) Für Männer und für Frauen sind besondere
Lager einzurichten.

(4) Angehaltene, von denen wegen nicht aus
politischen Beweggründen begangener strafbarer
Handlungen ein schädlicher Einfluß auf andere
Angehaltene zu besorgen ist, sind von diesen
so abzusondern, daß jeder Verkehr zwischen den
beiden Gruppen verhindert wird. Nach Bedarf
sind für jede der beiden Gruppen besondere
Lager einzurichten.

II. Abschnitt.
Anhalteverfahren.

V o r v e r f a h r e n .
§ 2. (1) Liegen gegen eine belastete Person

[§ 17, Abs. (2), des Verbotsgesetzes 1947] außer
den Umständen, die ihre Behandlung als solche
begründen, noch andere Tatsachen vor, die den
Verdacht erwecken, daß diese Person für die
demokratische Regierungsform der Republik
Österreich äußerst gefährlich sei, so hat die
Sicherheitsbehörde den Staatsanwalt hievon in
Kenntnis zu setzen und ihm das Ergebnis ihrer
Erhebungen mitzuteilen.

(2) Der Staatsanwalt hat vor seiner Entschei-
dung, ob ein Antrag auf Anhaltung in einem
Lager zu stellen ist, eine Äußerung der zuständi-
gen Sicherheitsdirektion (des Polizeipräsidenten
in Wien) einzuholen.

E n t s c h e i d u n g ü b e r d ie A n h a l t u n g
im S t r a f v e r f a h r e n .

§ 3. (1) Im Strafverfahren wegen eines zur
Zuständigkeit des Volksgerichtes gehörenden Ver-
brechens ordnet das Volksgericht auf Antrag des
Staatsanwaltes im Strafurteil oder im frei-
sprechenden Erkenntnis die Anhaltung des An-
geklagten in einem Lager an, wenn der Ange-
klagte eine belastete Person im Sinne des § 17,
Abs. (2), des Verbotsgesetzes 1947 ist und außer
den Umständen, die seine Behandlung als solche
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begründen, erwiesenermaßen noch andere Tat-
sachen vorliegen, die ihn für die demokratische
Regierungsform der Republik Österreich als
äußerst gefährlich erscheinen lassen.

(2) Die Entscheidung über einen auf Anord-
nung der Anhaltung abzielenden Antrag ist in
das Urteil aufzunehmen und besonders zu be-
gründen.

S e l b s t ä n d i g e s A n h a l t e v e r f a h r e n .

§ 4. (1) Kann über einen Antrag auf Anhaltung
einer belasteten Person in einem Lager nicht im
Urteil wegen eines zur Zuständigkeit des Volks-
gerichtes gehörenden Verbrechens entschieden
werden, so hat das nach dem Wohnsitz oder
Aufenthalt der belasteten Person oder nach dem
Ort ihrer Betretung zuständige Volksgericht in
einem auf Antrag des Staatsanwaltes einzuleiten-
den selbständigen Verfahren über die Anhaltung
nach mündlicher Verhandlung durch Urtei l zu
entscheiden.

(2) Auf das selbständige Anhalteverfahren
sind die Vorschriften entsprechend anzuwenden,
die für das Strafverfahren wegen eines zur Zu-
ständigkeit des Volksgerichtes gehörenden Ver-
brechens gelten. Der Antrag des Staatsanwaltes
auf Anordnung der Anhal tung ist zu begründen
und es sind darin die Beweismittel anzugeben,
deren sich der Staatsanwalt in der Hauptver -
handlung zu bedienen gedenkt; auch kann damit
der Antrag auf Verhaftung des Beschuldigten
verbunden werden. Der Antrag t r i t t im. weiteren
Verfahren an die Stelle der Anklageschrift.

(3) Im selbständigen Anhalteverfahren darf
der Verdächtige in der Regel nur auf Grund
eines richterlichen, mit Gründen versehenen Be-
fehles verhaftet werden. l6t er vorher von der
Sicherheitsbehörde in vorläufige Verwahrung
genommen worden, so kann er auch über die
im § 177, Abs. (2), der Strafprozeßordnung vor-
gesehene Frist hinaus von der Sicherheits-
behörde in Verwahrung gehalten werden, wenn
die weitere Verwahrung im Interesse der öffent-
lichen Ruhe u n d Ordnung nötig u n d eine Ab-
lieferung a n das Gericht v o r Klarstellung des
Sachverhalts nicht zweckmäßig ist. Doch muß
das Gericht binnen 15 Tagen, von dem Tag der
Festnahme an gerechnet, über die Fortdauer der
Haft entscheiden, widrigenfalls der Verhaftete
auf freien Fuß zu setzen ist. Der Staatsanwalt
hat die Verhängung der Untersuchungshaft recht-
zeitig zu beantragen, sofern die Voraussetzungen
hiefür nach den sinngemäß anzuwendenden Be-
stimmungen des § 175, Z. 2, 3 oder 4, der
Strafprozeßordnung vorliegen.

(4) Die Verwahrungs- und Untersuchungshaft
ist auf die Dauer der Anhal tung im Lager an-
zurechnen, soweit der Anzuhaltende die Haft
nicht verschuldet ha t .

D a u e r d e r A n h a l t u n g .
§ 5. (1) Die Anhaltung soll erstmalig höchstens

für die Dauer von sechs Monaten angeordnet,
ihre Dauer kann aber jeweils durch Beschluß
des Volksgerichtes je um weitere sechs Monate
bis auf insgesamt zwei Jahre verlängert werden.

(2) Erweist sich die Anhal tung einer belasteten
Person im Lager über die v o m Gericht bestimmte
Frist hinaus als notwendig u n d würde durch
die Verlängerung der Anhaltungsdauer deren zu-
lässiges Höchstmaß nicht überschritten, so hat
der Staatsanwalt nach Anhörung des Angehal-
tenen, des Lagerleiters und der zuständigen
Sicherheitsdirektion, (des Polizeipräsidenten in
Wien) die Verlängerung der Anhaltungsdauer
für weitere sechs Monate zu beantragen.

(3) Ist der Angehaltene während der Vollzie-
hung der Anhal tung entwichen, so ist die Zeit
bis zu seiner Wiedereinlieferung in das Lager
auf die Dauer der Anhaltung nicht einzurechnen.

V o r z e i t i g e E n t l a s s u n g .

§ 6. (1) Erscheint die Anhakung nicht mehr
geboten, so hat das Volksgericht durch Beschluß
die Entlassung des Angehaltenen vor Ablauf
der vom Gericht bestimmten Frist endgültig oder
auf Probe zu verfügen. Die Probezeit dauert
ein Jahr. Die Zeit, in der der Entlassene eine
Freiheitsstrafe verbüßt hat oder aus einem
anderen Grunde in einer geschlossenen Anstalt
angehalten worden ist, ist in die Probezeit nicht
einzurechnen.

(2) Kommen Umstände hervor, die die Anhal-
tung einer belasteten Person bis zum Ablauf der
vom Gericht bestimmten Frist als <nicht erfor-
derlich erscheinen lassen, so hat der Staatsanwalt
die vorzeitige Entlassung des Angehaltenen beim
Volksgericht zu beantragen. Vor einem solchen
Antrag ist eine Äußerung der zuständigen Sicher-
heitsdirektion (des Polizeipräsidenten in Wien)
einzuholen.

W i d e r r u f d e r E n t l a s s u n g auf
P r o b e .

§ 7. (1) Zeigt sich vor dem Ablauf der Probe-
zeit, daß die Anhaltung wieder notwendig ist,
so hat das Volksgericht durch Beschluß die Ent-
lassung zu widerrufen.

(2) Kommen vor Ablauf der Probezeit [§ 6,
Abs. (1)] Umstände hervor , die die weitere An-
haltung des vorzeitig Entlassenen als erforder-
lich erscheinen lassen, so beantragt de r Staats-
anwalt beim Volksgericht den Widerruf der Ent-
lassung. Vor einem solchen Antrag ist eine
Äußerung der zuständigen Sicherheitsdirektion
(des Polizeipräsidenten in Wien) einzuholen.

(3) Besteht de r dringende Verdacht, daß ein
Grund zum Widerruf der Entlassung auf Probe
vorhanden sei, und ist die Flucht des Entlassenen
zu befürchten, so kann der Entlassene in vor-
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läufige Verwahrung genommen werden. Die Be-
stimmungen des § 4, Abs. (3) und (4), gelten
entsprechend.

(4) Der Widerruf bewirkt, daß der Entlassene
für den noch nicht abgelaufenen Teil der vom
Gericht verfügten Anhaltungsdauer wieder im
Lager angehalten wird.

(5) Wird die Entlassung auf Probe nicht vor
Ablauf der Probezeit widerrufen, so darf die
Anhaltung im Lager nicht mehr vollzogen
werden.

Ü b e r p r ü f u n g s v e r f a h r e n .
§ 8. (1) Jeder in einem Lager Angehaltene kann,

wenn seit seiner Unterbringung im Lager min-
destens sechs Monate verstrichen sind, bean-
tragen, daß er vorzeitig entlassen oder die Not-
wendigkeit seiner Anhaltung neuerlich überprüft
werde.

(2) Der Staatsanwalt hat einen solchen Antrag
nach Durchführung der etwa nötigen Erhebun-
gen und Einholung einer Äußerung des Lager-
leiters sowie der zuständigen Sicherheitsdirektion
(des Polizeipräsidenten in Wien) dem Volks-
gericht zur Entscheidung vorzulegen.

(3) Lehnt das Volksgericht einen Antrag nach
Abs. (1) ab, so kann der Angehaltene einen
solchen Antrag erst nach Ablauf von sechs
Monaten, von der Entscheidung des Volksge-
richtes an gerechnet, wieder stellen. Bringt er
einen solchen Antrag früher ein, so brauchen
darüber keine Erhebungen gepflogen und es
braucht dem Antragsteller kein Bescheid erteilt
zu werden. Die Bestimmung des § 6, Abs. (2),
wird hiedurch nicht berührt.

E n t s c h e i d u n g e n d e s V o l k s g e r i c h -
t e s n a c h A n o r d n u n g d e r A n h a l t u n g .

§ 9. Über Anträge auf Verlängerung der An-
haltungsdauer, auf vorzeitige Entlassung, Wider-
ruf der Entlassung auf Probe oder auf Über-
prüfung der Notwendigkeit der weiteren An-
haltung (§§ 5 bis 8) entscheidet das Volksgericht
in nichtöffentlicher Sitzung durch Beschluß.

III. Abschnitt.

Anhaltung in einem Lager.
U n z u l ä s s i g k e i t d e r A n h a l t u n g ;

H i n d e r n i s s e d e r V o l l z i e h u n g .
§ 10. (1) Die Anhaltung belasteter Personen,

die der Versehrtenstufe IV angehören, ist unzu-
lässig [§ 17, Abs. (4) lit. c des Verbotsgesetzes
1947]. Auch darf niemand vor Vollendung des
18. Lebensjahres, ferner dürfen Männer nicht nach
Vollendung des 60. Lebensjahres, Frauen nicht
nach Vollendung des 50. Lebensjahres in einem
Lager angehalten werden.

(2) Die angeordnete Anhaltung muß vorläufig
unterbleiben oder unterbrochen werden, wenn

und solange Umstände vorliegen, die nach § 6
des Bundesgesetzes vom 10. Juni 1932, B. G. Bl.
Nr. 167, über die Unterbringung von Rechts-
brechern in Arbeitshäusern, die Vollziehung einer
solchen Unterbringung hindern.

(3) Wäre auf Grund der Bestimmungen des
Abs. (2) die Anhaltung oder die weitere Anhal-
tung erst nach Ablauf von zwei Jahren seit der
gerichtlichen Anordnung der Anhaltung oder
der Verlängerung der Anhaltungsdauer zu voll-
ziehen, so bedarf es hiezu eines besonderen Be-
schlusses des Volksgerichtes (§ 9). Die Bestim-
mungen des § 7, Abs. (2) und (3), sind ent-
sprechend anzuwenden.

A u f s c h u b u n d U n t e r b r e c h u n g d e r
V o l l z i e h u n g .

§ 11. (1) Ist an einem Anzuhaltenden oder
Angehaltenen eine Freiheitsstrafe zu vollstrecken,
so ist auf Verlangen des Gerichtes, das auf die
Freiheitsstrafe erkannt hat, die Vollziehung der
Anhaltung im Lager für die Dauer des Voll-
zuges der Freiheitsstrafe aufzuschieben oder zu
unterbrechen.

(2) Die Vollziehung der Anhal tung oder die
weitere Vollziehung unterbleibt, wenn der An-
zuhaltende oder Angehaltene infolge Ausliefe-
rung, Landesverweisung, Abschaffung, mangels
der erforderlichen Aufenthaltserlaubnis oder auf
Grund eines polizeilichen Aufenthaltsverbotes
aus dem Bundesgebiet entfernt wird. Kehrt er
unbefugt zurück, so kann die Anhaltung nach-
träglich vollzogen werden.

(3) In den Fällen des Abs. (1) und des Abs. (2)
findet die Bestimmung des § 10, Abs. (3), ent-
sprechend Anwendung.

Behandlung der Angehaltenen.
§ 12. (1) Für die Behandlung der Angehaltenen

gelten sinngemäß die Vorschriften der §§ 14 bis
17 des Gesetzes vom 10. Juni 1932, B. G. Bl.
Nr. 167, über die Unterbr ingung von Rechts-
brechern in Arbeitshäusern. Zu Arbeiten außer-
halb des Lagers dürfen die Angehaltenen nur
unter sicherer Bewachung und nur in einer
Art verwendet werden, daß jeder Verkehr mit
der Außenwelt hintangehalten wird.

(2) Im übrigen dürfen den Angehaltenen nur
die Beschränkungen auferlegt werden, die der
Vollzug der Anhal tung und die Sicherheit und
Ordnung im Lager erfordern.

(3) Innerhalb des durch die vorstehenden Vor-
schriften bestimmten Rahmens richtet sich die
Behandlung der Angehaltenen nach der vom
Bundesministerium für Inneres im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Justiz zu er-
lassenden Lagerordnung und den Anordnungen
des Lagerleiters.
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B e a u f s i c h t i g u n g d e r L a g e r d u r c h
d i e G e r i c h t s h o f p r ä s i d e n t e n .

§ 13. Der Präsident des mit Strafsachen be-
faßten Gerichtshofes erster Instanz, in dessen
Sprengel sich ein Lager befindet, oder der von
ihm als sein Vertreter hiezu bestimmte Rich-
ter hat mindestens einmal in jedem Monat
das Lager unangemeldet zur besuchen, die An-
gehaltenen in Albwesenheit des Aufsichtspersonals
über ihre Verpflegung und Behandlung zu be-
fragen und wegen Abstellung etwa wahrge-
nommener Mängel oder Unzukömmlichkeiten
das Erforderliche zu veranlassen.

IV. Abschnitt.
Ersatz der Kosten der Anhaltung.

§ 14. Für die Kosten der Anhaltung in einem
Lager sowie für die Kosten der Beförderung in
das Lager und für die Kosten der Verwahrungs-
und Untersuchungshaft [§ 4, Abs. (3)] gelten
sinngemäß die Vorschriften der Strafprozeßord-
nung über die Kosten des Vollzuges von Frei-
heitsstrafen; doch haben neben dem Angehal-
tenen auch die zu seinem Unterhalt verpflichte-
ten Angehörigen Ersatz zu leisten. Über die
Verpflichtung dieser Personen zum Kostenersatz
entscheidet das Volksgericht, das die Anhaltung
angeordnet hat (§ 9).

V. Abschnitt.
Schlußbestimmungen.

§ 15. (1) Dieses Bundesgesetz tritt in Kraft,
sobald die nötigen Anhaltelager zur Verfügung
stehen; wann diese Voraussetzung erfüllt ist,
wird vom Bundesministerium für Inneres durch
Kundmachung im Bundesgesetzblatt verlautbart.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die [Bundesministerien für Inneres und für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Helmer Gerö Zimmermann

1 9 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 20. Juni 1947 über den
erweiterten Wirkungskreis der gerichtlichen

Geschäftsstelle.

Auf Grund der Artikel VI und XVI des
Bundesgesetzes vom 2. Juli 1929, B. G. Bl.
Nr. 222, über Änderungen des gerichtlichen Ver-
fahrens (Sechste Gerichtsentlastungsnovelle) wird
verordnet:

Der erweiterte Wirkungskreis der Geschäftsstelle.

§ 1. (1) Zur selbständigen und selbstverantwort-
lichen Erledigung der in § 56 a, Gerichtsorganisa-
tionsgesetz (GOG.), angeführten Geschäfte
des gerichtlichen Verfahrens (erweiterter Wir-

kungskreis der Geschäftsstelle) sind geeignete
Fachbeamte zu bestellen.

(2) Die mit dem erweiterten Wirkungskreis
betrauten Fachbeamten führen neben ihrem
Amtsti tel die dienstliche Bezeichnung „Rechts-
pfleger".

(3) Durch die Bestellung zum Rechtspfleger wird
die dienst- und besoldungsrechtliche Stellung des
Beamten nicht berühr t .

(4) Der Rechtspfleger ist nach Maßgabe des
dienstlichen Bedarfes als solcher zu verwenden,
er kann aber gleichzeitig Leiter de r Geschäfts-
abteilung jener Gerichtsabteilung sein, der er zu-
gewiesen ist.

Voraussetzungen für die Über t ragung des er -
weiterten Wirkungskreises.

§ 2. Der erweiterte Wirkungskreis darf nur
Fachbeamten übertragen werden,

die mit den Arbeiten der Geschäftsstelle voll-
kommen vertraut sind,

die die erste Kanzleiprüfung und die Grund-
buchsführerprüfung abgelegt haben und

den Nachweis der entsprechenden Befähigung
zur Besorgung der Geschäfte des erweiterten
Wirkungskreises gemäß § 3 erbringen.

Nachweis der Befähigung.

§ 3. (1) Fachbeamte, die durch mindestens drei
Jahre die Geschäfte der vorbereitenden Erledi-
gung auf dem Arbeitsgebiete, für das sie als
Rechtspfleger bestellt werden sollen, vollkommen
zuverlässig besorgt halben und die Eignung zum
selbständigen Verkehr mit den Parteien besitzen,
können ohne Besuch eines Unterrichtskurses
und ohne Prüfung zum Rechtspfleger bestellt
werden.

(2) Andere Fachbeamte haben den Nachweis
ihrer Befähigung durch erfolgreiche Zurück-
legung eines Lehrganges und Ablegung einer
Prüfung zu erbringen.

Die Einrichtung dieses Lehrganges und der
Prüfung ist durch den Erlaß des Bundesmini-
steriums für Justiz vom 20. Dezember 1929,
JABl. Nr. 33, über die Ausbildung der Fachbeam-
ten, für den erweiterten Wirkungskreis der Ge-
schäftsstelle geregelt.

Pflicht zur Vorlage von Geschäftsstücken.

§ 4. (1) Der Rechtspfleger ist verpflichtet, ein
Geschäftsstück, auch wenn es in den erweiterten
Wirkungskreis fällt, dem Richter vorzulegen:

a) wenn sich der Richter die Erledigung des
Geschäftsstückes oder von Geschäften dieser
Art vorbehalten hat;

b) wenn der Rechtspfleger von der ihm be-
kannten Stellungnahme des Richters ab-
weichen will;
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c) wenn sich bei der Bearbeitung Schwierig-
keiten rechtlicher oder tatsächlicher Art er-
geben.

(2) Rechtsmit tel und Beschwerden sowie Ge -
schäftsstücke, deren Erledigung an eine vorge-
setzte ode r ausländische Behörde, a n eine
fremde Vertretungsbehörde im Inland oder an
eine österreichische Vertretungsbehörde im Aus-
land zu senden ist, sind stets vom Richter zu
erledigen. Ordnungsstrafen dürfen nur vom
Richter verhängt werden.

(3) I n allen anderen Fällen h a t de r Rechts-
pfleger die ihm nach d e m erwei ter ten Wirkungs -
kreis zufallenden Geschäftsstücke z u erledigen,
o h n e sie vo rhe r dem Richter vorzulegen.

(4) Die Vorschriften der §§ 19 bis 22 und 25,
Abs. (1), JN., über die Ablehnung von Richtern
sind sinngemäß auf die Rechtspfleger anzu-
wenden. Ober die Ablehnung entscheidet der
Gerichtsvorsteher in Ausübung der ihm zu-
stehenden Geschäftsleitung endgültig; wenn er
der Ablehnung stattgibt, hat der Richter die
Rechtssache zu erledigen.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises
in Zivilprozeßsachen.

§ 5. (1) Der erweiterte Wirkungskreis in Zivil-
prozeßsachen umfaßt:

a) die Bestätigung der Rechtskralt und der
Vollstreckbarkeit;

b) die Erlassung von Zahlungsbefehlen im
Mahnverfahren;

c) die Bewilligung der Zwangsvollstreckung
zur Hereinbringung von Geldforderungen
auf das bewegliche Vermögen gemäß §§ 249
bis 329 EO. sowie gemäß der Verordnung
zur einheitlichen Regelung des Pfändungs-
schutzes für Arbeitseinkommen (Lohn-
pfändungsverordnung 1940) vom 30. Ok-
tober 1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 1415;

d) die Entscheidung über den Antrag auf Be-
willigung des Armenrechtes in den ange-
führten Rechtssachen des erweiterten
Wirkungskreises.

(2) Dem Richter bleibt vorbehalten:
a) die Bewilligung der Exekution auf Grund

eines ausländischen Exekutionstitels und
die Erledigung eines Widerspruches da-
gegen;

b) die Entscheidung über Aufschiebungs-
anträge.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Zwangsvollstreckungssachen.

§ 6. (1) Der erweiterte Wirkungskreis in
Zwangsvollstreckungssachen umfaßt:

a) die Zwangsvollstreckung zur Hereinbrin-
gung von Geldforderungen auf das be-

wegliche Vermögen gemäß §§ 249 bis 329
EO. sowie gemäß der Verordnung zur
einheitlichen Regelung des Pfändungs-
schutzes für Arbeitseinkommen (Lohn-
pfändungsverordnung 1940) vom 30. Ok-
tober 1940, Deutsches R. G. Bl. I. S. 1415;

b) das Offenbarungseidesverfahren [§ 47,
Abs. (2), E.O.];

c) die Bestätigung der Rechtskraft und der
Vollstreckbarkeit;

d) die Entscheidung über den Antrag auf Be-
willigung des Armenrechtes in den ange-
führten Rechtssachen des erweiterten
Wirkungskreises.

(2) Dem Richter bleiben vorbehal ten :
a) die Bewilligung de r Exekut ion auf G r u n d

eines ausländischen Exekutionstitels und
die Erledigung eines Widerspruches dagegen;

b) d ie A b n a h m e des Offenbarungseides;
c) die Verhängung der Haft;
d) die Entscheidung über Aufschiebungs-

anträge, die im Zusammenhang mit einer
Rechtsstreitigkeit im Laufe des Exekutions-
verfahrens gestellt werden.

(3) Rechtspfleger, denen der erweiterte Wir-
kungskreis in Zwangsvollstreckungssachen über-
tragen wurde, können auch die Geschäfte des
erweiterten Wirkungskreises in Zivilprozeß-
sachen besorgen.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Verlassenschaftssachen.

§ 7. (1) Der erweiterte Wirkungskreis in Ver-
lassenschaftssachen umfaßt:

a) die abhandlungsbehördlichen Verfügungen,
wenn gemäß § 72, Abs. (1), AußstreitG.
wegen Abganges eines Vermögens keine
Verlassenschaftsabhandlung stattfindet;

b) die im § 72, Abs. (2), AußstreitG. ge-
nannten Verfügungen über Nachlässe, wenn
eine Verlassenschaftsabhandlung von Amts
wegen nicht einzuleiten ist;

c) die Überlassung des Nachlasses an Zahlungs-
statt gemäß § 73 AußstreitG. in einfachen
Fällen;

d) die Geschäfte der Verlassenschaftsabhand-
lung, wenn der Nachlaß ohne Abzug der
Schulden voraussichtlich den Betrag von
10.000 S nicht übersteigt und Liegenschaf-
ten nicht dazugehören;

e) die Bestätigung der Rechtskraft und Voll-
streckbarkeit.

(2) Dem Richter bleibt die (Erledigung des
Nachlasses vorbehalten:

a) wenn nach den bestehenden Vorschriften
die Aufnahme und Vorbereitung der zur
Einantwortung erforderlichen Schritte
einem Notar als Beauftragten des Gerichtes
übertragen wird;
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b) wenn der Erblasser seinen Wohnsitz im
Auslande hatte oder ausländischer Staats-
angehöriger war.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Vormundschafts- und Pflegschaftssachen.

§ 8. (1) Der erweiterte Wirkungskreis im Vor-
mundschafts- und Pflegschaftssachen umfaßt:

a ) die Bestellung und Enthebung von Vor-
mündern für uneheliche Kinder sowie für
eheliche Kinder, wenn sie im Zuge einer
Verlassenschaft vorzunehmen ist, die in den
erweiterten Wirkungskreis (§ 7) fällt;

b) die Aufsicht und Fürsorge für die Person
unehelicher und unter Vormundschaft
stehender ehelicher Kinder;

c) die Ermächtigung zur Erhebung von
Klagen auf Anerkennung der außerehe-
lichen Vaterschaft und von Klagen auf
Leistung des Unterhaltes;

d) die Aufnahme und Genehmigung von Ver-
gleichen hierüber und die Festsetzung von
Unterhaltsbeiträgen durch Beschluß, wenn
die Parteien über die Höhe des Betrages
einig sind;

e) die Ausstellung des Zeugnisses zur Ertei-
lung des Armenrechtes und die Entschei-
dung über den Antrag auf Bewilligung des
Armenrechtes;

f) die Einwilligung zur Erklärung des Ehe-
mannes der Mutter, daß er dem Kinde ge-
mäß § 165, Abs. (2), ABGB. seinen Namen
gebe;

g) die Verwaltung des Vermögens Pflege-
befohlener, sofern dieses, und zwar bei
mehreren Pflegebefohlenen, das Gesamtver-
mögen, 10.000 S nicht übersteigt und gemäß
§ 230 ABGB. aber nicht in Hypotheken
angelegt ist;

h) die Bestätigung der Rechtskraft und der
Vollstreckbarkeit.

(2) Dem Richter bleiben vorbehalten:
a) die Ehebewillligung, die Großjährigkeits-

erklärung, die Verlängerung der Vormund-
schaft, die vormundschaftsbehördliche Ge-
nehmigung der Annahme an Kindesstatt
und des Ansuchens um Ehelicherklärung;

b) die Enthebung des Vormundes ohne seinen
Antrag;

c) alle Verfügungen nach der Entmündigungs-
ordnung;

d) alle vormundschafts- und pflegschaftsbe-
hördlichen Verfügungen, wenn der Pflege-
befohlene sich im Ausland aufhält oder
ausländischer Staatsangehöriger ist;

e) alle vormundschafts- und pflegschaftsbe-
hördlichen Verfügungen über Personen,
die sich in einer Irrenanstalt, in einer Besse-
rungsanstalt, in einer Anstalt für Erzie-

hungsbedürftige befinden oder in solche
Anstalten gebracht werden sollen;

f) Verfügung über Schutzaufsicht und Für-
sorgeerziehung gemäß §§ 43 ff. und 49 ff.
der Verordnung über Jugendwohlfahrt vom
20. März 1940, Deutsches R. G. Bl. I
S. 519.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Grundbuchssachen.

§ 9. (1) Der erweitert« Wirkungskreis in
Grundbuchssachen umfaßt:

a) alle Grundbuchstücke, bei denen da«
Grundbuchsgericht gemäß § 94, Abs. (2),
Grundbuchsgesetz einschreitet;

b) alle Grundbuchstücke, bei denen nur die
Eintragung oder Löschung von Anmerkun-
gen (Ersichtlichmachungen) in Frage
kommt;

c) die Erledigung der Anmeldungsbogen, auch
solcher, welche dem Gerichte auf Grund
der Bestimmungen der §§ 13, 15 bis 22,
27, Albs. (2), und 28, Liegenschaftsteilungs-
gesetz vom 19. Dezember 1929, B. G. Bl.
Nr. 3, aus 1930, übermittelt worden sind;

d) die Erledigung von Anträgen auf Teilung
von Grundstücken, Änderungen in ihrer
Begrenzung und auf Vereinigung von nicht
belasteten oder gleichbelasteten Grund-
stücken zu einem Grundbuchskörper;

e) die Erledigung von Anträgen, die auf Ein-
verleibung oder Vormerkung dinglicher
Rechte oder auf Einverleibung oder Vor-
merkung der Vorrangseinräumung gerich-
tet sind;

f) die Abschreibung einzelner Bestandteile
eines Grundbuchskörpers von einer Einlage
und deren Zuschreibung zu einer anderen
oder die Eröffnung einer neuen Einlage
für sie (§ 23. Liegenschaftsteilungsgesetz),
auch wenn damit eine Eigentumsübertra-
gung verbunden ist;

g) im Verfahren zur Anlegung von Grund-
büchern die Verfassung der Verzeichnisse
über die Grundstücke und Personen, die
Anfertigung des Entwurfes der Besitzbogen
oder Grundbuchseinlagen in einfachen, von
dem mit der Anlegung des Grundbuches
betrauten Richter zu bezeichnenden Fällen,
die Verfassung der Grundbuchseinlagen auf
Grund der Entwürfe, die Entgegennahme
und Erledigung von Einwendungen gegen
die Entwürfe der Grundbuchseinlagen
sowie von Anmeldungen und Wider-
sprüchen im Richtigstellungsverfahren, so-
fern die Berichtigung offenbarer Schreib-
fehler und Übersehen begehrt wird.
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(2) Der Grundbuchsführer ha t bei Erledigung
im erweiterten Wirkungskreise in der vorge-
schriebenen Reihenfolge die Bleistiftmarke im
Grundbuch anzubringen, die Grundbuchsrücke
mit dem Buchstande zu vergleichen, das Ergebnis
als Buchstandsbericht festzuhalten und den
Grundbüchsbeschluß in Urschrift abzufassen, bevor
er ihn im Grundbuch einträgt. Der Vollzug der
Eintragung ist bei der Urschrift des Grund-
buchsbeschlusses ersichtlich zu machen (§ 143
Dienstbuch für die Führung der öffentlichen
Bücher „Grundbuchsvorschrift").

(3) Dem Richter bleibt vorbehalten:
a) die Erledigung von Einsprüchen gemäß §§ 7

bis 12 u n d § 14 Liegenschaftsteilungs-
gesetz und die Vornahme von Wertermitt-
lungen nach § 18 LiegTeilG.;

b) die Entscheidung über die Eintragung eines
Rechtes, das einer Mehrheit von Personen
zusteht, wenn die Eintragung nicht von
allen Berechtigten beantragt wird;

c) die Entscheidung über die Berichtigung des
Grundbuches oder die Löschung einer Ein-
tragung von Amts wegen, wenn es sich nicht
um unzweifelhafte Fälle handelt;

d) die Erledigung von Anträgen auf Einver-
leibung oder Vormerkung dinglicher
Rechte für juristische Personen oder offene
Handelsgesellschaften sowie die Löschung
dinglicher Rechte, die für solche einverleibt
oder vorgemerkt sind;

e) die Ergänzung des Grundbuches gemäß
§ 65 Allgemeines Grundbuchsanlegungs-
gesetz vom 19. Dezember 1929, B. G. Bl.
N r . 2 von 1930.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Sachen des Handels- und Genossenschafts-

registers.

§ 10. (1) Der erweiterte Wirkungskreis in
Sachen des Handels- und Genossenschaftsregisters
umfaßt, soweit es sich nicht um Geschäfte han-
delt, die gemäß § 37, Abs. (1), Z. 12, Gerichts-
organisationsgesetz, vom Senat zu erledigen sind:

a) die mit der Führung des Handelsregisters A
zusammenhängenden Geschäfte, ferner die
Bearbeitung de6 Handelsregisters B, soweit
es sich handelt um:

1. den Vermerk über die Errichtung oder
Aufhebung einer Zweigniederlassung und
die Löschung der ausschließlich die Verhält-
nisse der Zweigniederlassung betreffenden
Eintragungen im Register der Hauptnieder-
lassung oder des Sitzes,

2. die Aufforderung zur Einreichung von
Urkunden (§§ 91, 111, 143 des Gesetzes
über Aktiengesellschaften und Kommandit-
gesellschaften auf Aktien, Aktiengesetz vom
30. Jänner 1937, Deutsches R. G. Bl. I,
S. 107, §§ 22, 26, 30, 93 des Gesetzes
über Gesellschaften mit beschränkter Haf-

tung vom 6. März 1906, R. G. Bl. Nr . 58,
§§ 35, 36 des Gesetzes über die Beaufsich-
tigung der privaten Versicherungsunter-
nehmungen und Bausparkassen vom 6. Juni
1931, Deutsches R. G. Bl. I S. 315, in Ver-
bindung mit den §§ 91 , 111, 143 des
Aktiengesetzes),

3. die Eintragung des Schlusses der Ab-
wicklung und die Löschung einer Gesell-
schaft nach Beendigung der Abwicklung,

4. die Eintragung des Wechsels in der
Person der Vorstandsmitglieder, der Ge-
schäftsführer, ihrer Stellvertreter oder der
Abwickler sowie Eintragungen, die eine
Prokura betreffen,

5. die Bestimmung über die Aufbewah-
rung der Bücher und Schriften nach Beendi-
gung der Abwicklung ( § 2 1 4 Aktiengesetz,
§ 93 Gesetz über Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung, § 47 Gesetz über die
Beaufsichtigung der pivaten Versicherungs-
unternehmungen und Bausparkassen in
Verbindung mit § 214 Aktiengesetz);

b) die mit der Führung des Genossenschafts-
registers zusammenhängenden Geschäfte.
Ausgenommen und dem Richter vorbehalten
sind die Verfügungen auf erste Eintragung
und auf Eintragung von Satzungsände-
rungen, der Verschmelzung, Auflösung und
Nichtigkeit, ferner der Nichtigkeit von Be-
schlüssen der Generalversammlung.

(2) Die Übertragung umfaßt, soweit diese Ge-
schäfte dem Richter zustehen, die Erledigung von
Anträgen auf Erteilung beglaubigter Abschriften,
auch auszugsweisen Abschriften sowie von Zeug-
nissen und Bescheinigungen aus Registern, die
Mitteilungen an Behörden und Privatpersonen
über Registereintragungen und die Bekannt-
machungen, ferner die Erteilung von Auskünften
aus Registern und Registerakten sowie die Ge-
stattung der Akteneinsicht.

<S) Der Oberlandesgerichtspräsident kann an-
ordnen, daß die in Abs. (1) angeführten Ge-
schäfte dem Rechtspfleger ganz oder teilweise
übertragen werden, je nachdem dies nach den
Personal- und Geschäftsverhältnissen des in. Be-
tracht kommenden Gerichtshofes zweckmäßig er-
scheint.

Umfang des erweiterten Wirkungskreises in
Strafsachen.

§ 11. Der erweiterte Wirkungskreis in Straf-
sachen umfaßt:

a) die Einbringung von Geldstrafen;
b) die Einbringung der Kosten des Strafver-

fahrens.

Übertragung des erweiterten Wirkungskreises.
§ 12. (1) Rechtspfleger sind bei allen Gerichten

zu bestellen, bei denen dadurch eine Beschleu-
nigung der Rechtspflege und eine Vereinfachung
des gerichtlichen Dienstes erzielt werden kann.
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(2) Die Rechtspfleger bestellt der Oberlandes-
gerichtspräsident im Namen des Bundesministers
für Justiz.

(3) Ein Rechtspfleger kann auch für mehrere, in
den §§ 5 bis 11 angeführte Arbeitsgebiete bestellt
werden.

(4) Über die Bestellung wird dem Rechtspfleger
eine Urkunde ausgefolgt.

Widerruf der Übertragung des erweiterten
Wirkungskreises.

§ 13. (1) Die Bestellung zum Rechtspfleger kann
widerrufen werden.

(2) Der Widerruf steht dem Oberlandesgerichts-
präsidenten zu und bedarf keiner Begründung.
Er soll nur erfolgen, wenn der Rechtspfleger sich
seiner Aufgabe nicht gewachsen oder nicht voll-
kommen vertrauenswürdig gezeigt hat.

(3) Der Gerichtsvorsteher hat den Widerruf zu
beantragen, wenn die hiefür vorgesehenen Vor-
aussetzungen gegeben sind.

(4) Vor dem Widerruf ist der Rechtspfleger zu
hören, von dem Widerruf ist der Rechtspfleger
durch Bescheid zu verständigen.

Geschäftsverteilung.

§ 14. (1) Die Rechtspfleger sind in der kund-
zumachenden Geschäftsverteilung des Gerichtes
namentlich und unter Angabe ihres Arbeitsgebietes
anzuführen.

(2) Bei der Geschäftsverteilung ist auf die durch
die Bestellung der Rechtspfleger den Richtern ge-
botene Entlastung Bedacht zu nehmen.

(3) Einem Richter können auch mehrere Ge-
richtsabteilungen unterstellt werden, denen
Rechtspfleger zugewiesen sind.

Ebenso kann ein Rechtspfleger auch mehreren
Gerichtsabteilungen zugewiesen werden.

Für eine Gerichtsabteilung können, wenn dies
der Geschätssumfang notwendig macht, auch meh-
rere Rechtspfleger bestellt werden. Dies gilt ins-
besondere für Grundbuchssachen und Sachen des
Handels- und Genossenschaftsregisters.

Ausfertigungen.

§ 15. (1) Ist der Rechtspfleger nicht gleichzeitig
Leiter der Geschäftsabteilung, so werden die von
ihm erledigten Geschäftsstücke ebenso unterfertigt
wie die vom Richter erledigten Geschäftsstücke
(§§ 36, 69 Geo.).

(2) Ist der Rechtspfleger gleichzeitig Leiter der
Geschäftsabteilung, so wird die von ihm be-
schlossene Erledigung mit seiner Unterfertigungs-
stampiglie unterfertigt und die Richtigkeit der
Ausfertigung von ihm in seiner Eigenschaft als
Leiter der Geschäftsabteilung mit eigenhändiger
Unterschrift beglaubigt.

(3) Die Ausfertigung der im § 79, Abs. (2),
GOG. angeführten Erledigungen sind, wenn ein
Fachbeamten die Erledigung beschlossen ha t , von
diesem unter Hinweis auf den erweiterten Wi r -
kungskreis ohne Abdruck der Unterfertigungs-
stampiglie zu unterfertigen.

Weisungen des Richters an den Rechtspfleger.

§ 16. (1) Die Rechtspfleger sind bei der Erledi-
gung der Geschäfte des erweiterten Wirkungs-
kreises nur an die Weisungen gebunden, die ihnen
der Richter im allgemeinen oder im einzelnen
Falle erteilt. Soweit die Weisung reicht, tragen
sie für die Erledigung keine Verantwortung
[§ 56 a, Abs. (3), Gerichtsorganisationsgesetz].

(2) Wenn der Richter für eine einzelne Rechts-
sache eine Weisung erteilt, so hat der Rechts-
pfleger die Rechtssache im Sinne dieser Weisung
zu erledigen und im Akte zu vermerken, daß die
Erledigung auf Weisung des Richters erfolgte.
Dieser Vermerk ist dem Richter zur Unterferti-
gung vorzulegen. Der Rechtspfleger kann aber
auch eine Erledigung im Sinne dieser Weisung
vorbereiten und den Entwurf dem Richter vor-
legen.

(3) Eine allgemeine Weisung über die Behand-
lung öfter wiederkehrender Rechtsfragen hat der
Richter schriftlich zu erteilen. Der Rechtspfleger
hat solche Weisungen mit fortlaufender Zahl zu
bezeichnen, in einem Verzeichnis einzutragen und
aufzubewahren.

Bei einem Richterwechsel oder einer Stellver-
tretung hat der Rechtspfleger vor der Bearbei-
tung eines Geschäftsstückes, wofür eine solche all-
gemeine Weisung vorliegt, die schriftliche Wei-
sung des neuen Richters einzuholen. Wenn dieser
die allgemeine Weisung aufrechterhält oder
außer Kraft setzen will, ha t er dies durch einen
Vermerk auf der Weisung anzuordnen. Jeder
Rechtspfleger muß alle für seine Geschäfts-
abteilung jeweils geltenden Weisungen kennen.

Bearbeitung der Geschäftsstücke und Vorlage an
den Richter.

§ 17. (1) Der Richter kann die Erledigung von
einzelnen Geschäftsstücken oder bestimmten
Gruppen von Geschäftsstücken an sich ziehen. Er
soll dies nur dann tun, wenn hiefür Gründe vor-
liegen, insbesondere wenn diese Geschäfte nicht
einfach sind. Er soll sich die Erledigung nament-
lich dann vorbehalten, wenn dies nach seinem
pflichtgemäßen Ermessen im Hinblick auf die tat-
sächliche oder rechtliche Schwierigkeit der Sache,
die Wichtigkeit und Tragweite der Entscheidung
oder die persönliche Hal tung des Rechtspflegers
zweckmäßig erscheint.

(2) Der Richter kann ein vorgelegtes Geschäfts-
stück, wenn es seiner Ansicht nach in den er-
weiterten Wirkungskreis fällt (§§ 5 bis 11), durch
einen entsprechenden Vermerk dem Rechtspfleger
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zuweisen oder sich die Erledigung nach Maßgabe
des Abs. (1) durch einen solchen Vermerk vor-
behalten. Diese Vermerke sind mit der Tages-
angabe zu versehen und von dem Richter zu
unterschreiben.

(3) Der Gerichtsvorsteher kann auch anordnen,
daß eine entsprechende Zahl von Geschäftsstücken
des erweiterten Wirkungskreises zur Ausbildung
der Hilfsrichter, Richteramtsanwärter und
Rechtsanwaltsanwärter dem Richter unerledigt
vorgelegt werden.

Aufsicht über die Tätigkeit des Rechtspflegers.

§ 18. (1) Die Rechtspfleger unterstehen der
Dienstaufsicht des Gerichtsvorstehers, des Leiters
der Gerichtsabteilung, der sie zugewiesen sind
und des Vorstehers der Geschäftsstelle nach Maß-
gabe der geltenden Vorschriften des Gerichts-
organisationsgesetzes und der Geschäftsordnung.

(2) Die sachliche Erledigung der Geschäftsstücke
des erweiterten Wirkungskreises unterliegt aber
nur der Überprüfung durch den die Gerichts-
abteilung leitenden Richter.

(3) Für den vom Rechtspfleger im erweiterten
Wirkungskreis ohne Einflußnahme des Richters
beschlossenen Erledigungen haftet der Richter
nicht.

(4) Den Parteien steht auch in Sachen des er-
weiterten Wirkungskreises der Zutri t t zum Rich-
ter offen.

Übergangsbestimmungen.

§ 19. Die Verordnungen des Bundesmini-
steriums für Justiz vom 20. Dezember 1929,
B. G. Bl. N r . 412, und vom. 2. April 1931,
B. G. Bl. Nr . 110, sowie die Allgemeine Ver-
fügung vom 19. September 1944, Deutsche Justiz
S. 249, über die Entlastung des Richters durch
den Rechtspfleger werden aufgehoben.

Gerö

197. Verordnung des Bundesministeriums
für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung vom 21. Juli 1947, womit die
Delegierungsverordnung vom 14. September

1946, B. G. Bl. Nr. 181, abgeändert wird.

Auf Grund des § 23 des Bundesgesetzes vom
26. Juli 1946, B. G. Bl. 157, über die Bestellung
von öffentlichen Verwaltern und öffentlichen
Aufsichtspersonen (Verwaltergesetz) wird ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung vom
14. September 1946, B. G. Bl. Nr. 181, be-
treffend die Übertragung von Befugnissen nach
dem Bundesgesetz vom 26. Juli 1946, B. G. Bl.
Nr. 157, über die Bestellung von öffentlichen

Verwaltern und öffentlichen Aufsichtspersonen
(Verwaltergesetz), (Delegierungsverordnung) wird
abgeändert wie folgt:

In § 2, Abs. (1), hat die lit. e zu entfallen;
die bisherigen Buchstaben f, g, h, i erhalten die
Bezeichnung e, f, g, h.

Krauland

1 9 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 23. Juli 1947 über die Wieder-
verlautbarung des Verfassungsgesetzes über
Kriegsverbrechen und andere nationalsozia-
listische Untaten (Kriegsverbrechergesetz).

(1) Auf Grund des XXI. Hauptstückes des
Bundes-Verfassungsgesetzes vom 6. Februar 1947,
B. G. Bl. Nr. 25, werden in der Anlage die Be-
stimmungen des Verfassungesetzes vom
26. Juni 1945, St. G. Bl. Nr. 32, über Kriegs-
verbrochen und andere nationalsozialistische Un-
taten (Kriegsverbrechergesetz), unter Berücksich-
tigung der Abänderungen und Ergänzungen ver-
lautbart, die sich aus dem Verfassungsgesetz vom
18. Oktober 1945, St. G. Bl. Nr. 199, betref-
fend eine Ergänzung des Kriegsverbrechergesetzes
(Kriegsverbrechergesetznovelle),und dem V.Haupt-
stück des Nationalsozialistengesetzes vom 6. Fe-
bruar 1947, B. G. Bl. Nr. 25, (2. Kriegsver-
brechengesetznovelle), sowie dem Bundesverfas-
sungsgesetz vom 24. Juli 1946, B. G. Bl.
Nr. 140, über die Rechtshilfe, die Auslieferung
und Durchlieferung in Strafsachen, für die nach
österreichischem Recht das Volksgericht zustän-
dig wäre, ergeben.

(2) Das wiederverlautbarte Gesetz ist als
„Kriegsverbrechergesetz 1947" zu bezeichnen.

Gerö

Anlage

Kriegsverbrechergesetz 1947.
§ 1. Kriegsverbrechen.

(1) Wer in dem von den Nationalsozialisten
angezettelten Kriege gegen Angehörige der
Wehrmacht, der Kriegsgegner oder die Zivilbe-
völkerung eines mi t dem Deutschen Reich im
Krieg befindlichen oder von deutschen Truppen
besetzten Staates oder Landes vorsätzlich eine
Ta t begangen oder veranlaßt hat, die den natür-
lichen Anforderungen der Menschlichkeit und
den allgemein anerkannten Grundsätzen des
Völkerrechts oder des Kriegsrechts widerspricht,
wird als Kriegsverbrecher bestraft.

(2) Des gleichen Verbrechens ist schuldig, wer
im wirklichen oder angenommenen Interesse der
Deutschen Wehrmacht oder der nationalsoziali-
stischen Gewaltherrschaft in diesem Kriege im
Zusammenhang mit kriegerischen Handlungen,
mit militärischen Handlungen oder mit Hand-
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hingen militärisch organisierter Verbände gegen
andere Personen eine T a t begangen oder veran-
laßt ha t , die den natürlichen Anforderungen der
Menschlichkeit widerspricht.

(3) D a ß die T a t auf Befehl ausgeführt wurde,
entschuldigt sie nicht.

(4) Dieses Verbrechern wird, soweit nicht die
Verfolgung durch Bestimmungen internationaler
Verträge, Vereinbarungen oder Verpflichtungen
anders geregelt wird, mit schwerem Kerker von
10 bis 20 Jahren, wenn aber durch das Vorgehen
des Täters die schwere körperliche Beschädigung
einer Person oder ein größerer Vermögens-
schaden angerichtet wurde, mit lebenslangem
schwerem Kerker, falls jedoch das Vorgehen den
T o d einer Person zur Folge hatte, mit dem
Tode bestraft,

(6) Wer Handlungen der in den Abs. (1) und
(2) angeführten Ar t anbefohlen ha t , ist strenger
zu bestrafen als die Ausführenden. Wer der-
artige Befehle wiederholt erteilt hat , ist, soweit
nicht nach Abs. (4) die Todesstrafe zu verhän-
gen ist, mit lebenslangem schwerem Kerker,
wenn dadurch aber Handlungen der in den
Abs. (1) und (2) angeführten Ar t in großem
Umfang veranlaßt wurden, mi t dem Tode zu
bestrafen.

(6) Kriegsverbrecher im Sinne der Abs. (1)
und (2) sind auch diejenigen Personen, die
während der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft in Österreich, wenn auch nur zeitweise,
als Mitglieder der Reichsregierung, Hoheits-
träger der N S D A P vom Kreisleiter oder Gleich-
gestellten aufwärts, Reichsstatthalter, Reichsver-
teidigungskommissare oder Führer der SS ein-
schließlich der Waffen-SS vom Standartenführer
aufwärts, tätig waren. Sie sind als Urheber und
Rädelsführer dieses Verbrechens mit dem Tode zu
bestrafen.

§ 2. K r i e g s h e t z e r e i .

(1) Als Kriegshetzer ist anzusehen, wer durch
Mittel der Propaganda, insbesondere in Druck-
werken, verbreiteten Schriften, bildlichen Dar-
stellungen oder durch Rundfunk zum Kriege
aufgereizt, bewußt auf die Verlängerung des
Krieges hingearbeitet, den Krieg als dem Staats-
oder Volkswohl förderlich dargestellt oder im
Volk die Überzeugung hervorzurufen gesucht
hat, daß seine Interessen gegenüber anderen
Völkern nur durch kriegerische Handlungen ge-
wahrt werden könnten.

(2) Die Strafe dieses Verbrechens ist schwerer
Kerker von 10 bis 20 Jahren, wenn aber der
Täter sich in einer Stellung hoher Verantwort-
lichkeit und größeren Einflusses befunden hat,
lebenslanger schwerer Kerker. Hat der Täter
überdies Drohungen angewendet, um den
Kriegswillen zu entflammen oder die Kriegs-

müdigkeit zu bekämpfen, so ist auf die Todes-
strafe zu erkennen.

§ 3. Q u ä l e r e i e n u n d M i ß h a n d -
l u n g e n .

(1) Wer in der Zeit der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft aus politischer Gehässigkeit
oder unter Ausnützung dienstlicher oder son-
stiger Gewalt einen Menschen in einen qual-
vollen Zustand versetzt oder empfindlich miß-
handelt hat, wird wegen Verbrechens mit
schwerem Kerker von 5 bis 10 Jahren und,
wenn die Ta t einen wichtigen Nachteil des Be-
troffenen an seiner Gesundheit zur Folge hatte,
mit schwerem Kerker von 10 bis 20 Jahren be-
straft.

(2) Wurden durch die T a t die Menschenwürde
und die Gesetze der Menschlichkeit gröblich ver-
letzt oder hat te sie den Tod des von ihr Be-
troffenen zur Folge, soll das Verbrechen mit
dem Tode bestraft werden.

(3) Dieses Verbrechens sind insbesondere schul-
dig und mit dem Tode zu bestrafen: Alle Per-
sonen, die als Kommandanten, Lagerführer,
deren Stellvertreter oder ähnliche leitende Funk-
tionäre von Konzentrationslagern, als nicht
ausschließlich mit Verwaltungsaufgaben betraute
leitende Beamte der Geheimen Staatspolizei
(Gestapo) oder des Sicherheitsdienstes (SD) vom
Abteilungsleiter aufwärts, als ernannte oder be-
stellte Mitglieder des Volksgerichtshofes oder
als Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof oder
dessen Stellvertreter in der Zeit der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft tätig waren.

§ 4. V e r l e t z u n g e n d e r M e n s c h l i c h -
k e i t u n d d e r M e n s c h e n w ü r d e .

Wer in der Zeit der nationialsozialistischen
Gewaltherrschaft aus politischer Gehässigkeit
oder unter Ausnützung dienstlicher oder son-
stiger Gewalt jemandem im seiner Menschen-
würde gekränkt oder beleidligt hat, wird wegen
Verbrechens mit Kerker von 1 bis 5 Jahren,
waren die Beleidigungen oder Kränkungen je-
doch besonders schwere und wurden sie öfters
wiederholt, mit schwerem Kerker von 5 bis
10 Jahren bestraft; hat ober der Täter einen
Menschen unter Mißachtung der Menschenwürde
und der Gesetze der Menschlichkeit gewalt-
tätig behandelt, wird er wegen dieses Ver-
brechens mit schwerem Kerker von 5 bis
10 Jahren und, wenn die Tat einen wichtigen
Nachteil des Betroffenen an seiner Gesundheit
zur Folge hatte, mit schwerem Kerker von 10
bis 20 Jahren bestraft. Hat das Verbrechen den
Tod des Betroffenen verursacht, so tritt die
Todesstrafe ein.
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§ 5. E r s c h w e r u n g e n .
(1) Daß die in den. §§ 3 und 4 angeführten

Taten auf Befehl ausgeführt wurden, entschul-
digt sie nicht. Wer sie anbeföhlen hat, ist
strenger zu bestrafen als die Ausführenden.

(2) Wer solche Befehle wiederholt erteilt hat,
ist, soweit das Gesetz nicht die Todesstrafe
androht, mit lebenslangem schwerem Kerker,
wenn er aber hiedurch Handlungen der in den
§§ 3 und 4 bezeichneten Art in großem Um-
fange veranlaßt hat, mit dem Tode zu be-
strafen.

§ 5a. V e r t r e i b u n g aus de r H e i m a t .
(1) Wer zur Zeit de r nationalsozialistischen

Herrschaft un te r Ausnützung obrigkeitlicher
oder sonstiger Gewalt Österreicher enteignet,
ausgesiedelt, umgesiedelt oder auf andere Weise
von ihrem Besitztum oder sonst aus ihrer Heimat
vertrieben hat , ward wegen Verbrechens mit
schwerem Kerker von fünf bis zu zehn Jahren
bestraft.

(2) W e n n der Tä te r derartige Handlungen in
größerem Umfange betrieben oder eine größere
Anzahl von Personen geschädigt hat oder wenn
er sich dabei persönliche Vorteile, insbesondere
solche vermögensrechtlicher A r t verschafft hat
oder wenn er m i t besonderer politischer oder
nationaler Gehässigkeit vorgegangen ist, so ist
auf schweren Kerker von 10 bis 20 Jahren, falls
aber mehrere de r angeführten Erschwerungsum-
stände zusammentreffen, auf lebenslangen schwe-
r e n Kerker zu erkennen.

(3) W e r bei diesen Unternehmungen führend
mitgewirkt hat , ist m i t dem T o d e z u bestrafen.

§ 6. M i ß b r ä u c h l i c h e B e r e i c h e r u n g .
Wer in der Absicht, sich oder anderen un-

verhältnismäßige Vermögensrvorteile zuzuwen-
den, durch Ausnützung der nationalsozialisti-
schen Machtergreifung oder überhaupt durch
Ausnützung nationalsozialistischer Einrichtungen
und Maßnahmen fremde Vermögensbestandteile
an sich gebracht oder andreren Personen zuge-
schoben oder sonst jemandem an seinem Ver-
mögen Schaden zugefügt hat, wird wegen Ver-
brechens mit Kerker von 1 bis 5 Jahren, wenn
aber der zugewendete Vorteil ein bedeutender
oder der angerichtete Schaden ein empfindlicher
war, mit schwerem Kerker von 5 bis 10 Jahren
bestraft.

§ 7. D e n u n z i a t i o n .
(1) Wer zur Zeit der nationalsozialistischen

Gewaltherrschaft in Ausnützung der durch sie
geschaffenen Lage zur Unterstützung dieser Ge-
waltherrschaft oder aus sonstigen verwerflichen
Beweggründen andere Personen durch Denun-
ziation bewußt geschädigt hat, wird wegen Ver-
brechens mit Kerker von 1 bis 5 Jahren bestraft.

(2) Die Strafe e rhöh t sich auf schweren Ker-
ker von 5 bis 10 Jahren, wenn

a) die Angabe eine wissentlich falsche war,
b) durch die Denunziation das berufliche

Fortkommen oder die wirtschaftliche
Existenz des Angegebenen ernstlich ge-
fährdet worden ist,

c) der Angeber zu dem Angegebenen aus
natürlicher oder übernommener Pflicht in
einem besonderen Verpflichtungsverhältnis
gestanden ist oder

d) die Denunziation offenbar auf eigennützi-
gen Beweggründen beruht hat.

(3) Mußte der Angeber vorhersehen, daß die
Denunziation eine Gefahr für das Leiben des
Betroffenen nach sich ziehen werde, so erhöht
sich die Strafe auf 10 bis 20 Jahre schweren
Kerkers und, wenn der Betroffene zum Tode
verurteilt worden ist, auf lebenslangen schweren
Kerker.

§ 8. H o c h v e r r a t am ö s t e r r e i c h i -
schen Volk.

Wer für sich allein oder in Verbindung mit
anderen in führender oder doch einflußreicher
Stellung etwas unternommen hat, das die ge-
waltsame Änderung der Regierungsform in
Österreich zugunsten der NSDAP oder die
Machtergreifung durch diese vorbereitete oder
förderte, es sei solches durch Anraten, Aneiferung
und Anleitung anderer oder durch persönliches
tätiges Eingreifen, durch Mittel der Propaganda
oder durch was sonst immer für eine dahin ab-
zielende •Handlung geschehen, hat das Verbrechen
des Hochverrates am österreichischen Volke be-
gangen und ist hiefür mit dem Tode zu bestrafen.

§ 9. V e r m ö g e n s v e r f a l l .
Bei Verurteilung wegen eines der in diesem

Gesetze angeführten Verbrechens ist neben der
Freiheits- oder Todesstrafe auf Einziehung des
gesamten Vermögens zu erkennen. Nur in be-
sonders berücksichtigungswürdigen Fällen kann
von der Einziehung des gesamten Vermögens
ganz oder teilweise Abstand genommen werden.

§ 9 a. A m n e s t i e .
Amnestiebestimmungen und Gnadenerlässe

stehen der Untersuchung und Bestrafung wegen
der in den §§ 1 bis 8 und 13, Abs. (2), dieses
Verfassungsgesetzes bezeichneten strafbaren Hand-
lungen nicht entgegen.

§ 10. Ö r t l i c h e r G e l t u n g s b e r e i c h
des Gese tzes .

(1) Ist eines der in diesem Gesetz angeführten
Verbrechen im Auslande begangen worden, so
ist der Täter so zu bestrafen, wie wenn die Tat
im Inlande begangen worden wäre, wenn ein
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durch das Verbrechen Betroffener österreichischer
Staatsbürger ist oder als solcher anzusehen wäre
oder wenn die Wirkungen des Verbrechens sich
auf das Gebiet der Republik Österreich erstreckt
haben.

(2) Die Bestimmungen des Abs. (1) sind nicht
anzuwenden, wenn und soweit durch internatio-
nale Verträge, Vereinbarungen oder Verpflich-
tungen eine andere (Regelung erfolgt.

§ 11. Verjährung.
(1) Die Verjährung der in diesem Gesetz ange-

führten strafbaren Handlungen beginnt frühe-
stens mi t dem 29. Juni 1945.

(2) Bei Taten, die weder in diesem Verfassungs-
gesetz noch im Verbotsgesetz, sondern nur in
den allgemeinen Strafgesetzen m i t Strafe bedroht
sind, beginnt die Verjährung frühestens mi t dem
im Abs. (1) genannten Zeitpunkt , sofern der
Tä te r aus nationalsozialistischer Gesinnung oder
aus Willfährigkeit gegenüber Anordnungen ge-
handelt hat , die i m Interesse der nationalsozia-
listischen Gewaltherrschaft oder aus national-
sozialistischer Einstellung ergangen sind. Eine
nach dem Strafgesetz schon eingetretene Ver-
jährung steht der Untersuchung und Bestrafung
nicht entgegen.

§ 12. Zusammentreffen mit anderen
Strafgesetzen.

Wenn eine Tat, auf welche die Vorschriften
dieses Gesetzes anwendbar sind, nach einem an-
deren Strafgesetz einer strengeren Strafe unter-
liegt, so ist die Strafe nach diesem zu bemessen;
doch ist jedenfalls gegen den Schuldigen auf
Einziehung des gesamten Vermögens zu erkennen.

§ 13. V o l k s g e r i c h t .

(1) Die Bestimmungen des Artikels V des Ver-
botsgesetzes sind auch auf die Strafverfahren
nach diesem Gesetze sinngemäß anzuwenden.
Jedoch kann in besonders berücksichtigungs-
würdigen Fällen das Volksgericht, wenn es dies
einstimmig beschließt, an Stelle der Todesstrafe
eine lebenslange schwere Kerkerstrafe oder
schweren Kerker von 10 bis 20 Jahren verhängen,
bei anderen angedrohten Strafen von den Be-
st immungen der § 265 a St. P. O. , § 54 St. G.,
Gebrauch machen.

(2) Die Bestimmungen des Artikels V des Ver-
botsgesetzes und die sonstigen Bestimmungen des
Abs. (1) gelten auch, wenn eine T a t weder nach
diesem Gesetz noch nach dem Verbotsgesetz, son-
dern nur nach den allgemeinen Strafgesetzen mit
Strafe bedroht ist, sofern der Tä te r aus national-
sozialistischer Gesinnung oder aus Willfährigkeit
gegenüber Anordnungen gehandelt hat, die im
Interesse der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft oder aus nationalsozialistischer Einstellung

ergangen sind, u n d die T a t mi t der Todesstrafe
oder mi t einer Freiheitsstrafe von mindestens
10 Jahren bedroht ist.

(3) Das Volksgericht darf auf keine mildere
Strafe erkennen, als im ordentlichen Verfahren
zulässig wäre .

(4) Über eine Anklage wegen eines der in diesem
Gesetz angeführten Verbrechen erkennt das
Volksgericht auch dann, wenn gemäß § 12 die
Strafe nach einem anderen Strafgesetz zu be-
messen ist.

(5) Nähere Bestimmungen über das Verfahren
vor dem Volksgericht können durch Verordnung
getroffen werden.

§ 14. V o l l z u g s k l a u s e l .
Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist das

Bundesministerium für Justiz betraut.

199. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 26. Juli 1947, betreffend
die Neufestsetzung des Pauschsatzes der Be-
förderungsteuer für die Personenbeförde-
rung mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheits-
verkehr und im grenzüberschreitenden

Linienverkehr.
Auf Grund des § 24 des Beförderungsteuer-

gesetzes vom 29. Juni 1926, Deutsches R. G. Bl. I
S. 357, in der Fassung des Gesetzes zur Ände-
rung des Beförderungsteuergesetzes vom 2. Juli
1936, Deutsches R. G. Bl. I S. 531 wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) In den §§ 31, Abs. (1), 45, Abs. (1),
51, Abs. (1), Z. 2 ,und 56, Abs. (1), Z. 3 der
Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmun-
gen zum Gesetz zur Änderung des Beförderung-
steuergesetzes vom 2. Juli 1936, betreffend die
Beförderungsteuer beim Personenverkehr mit
Kraftfahrzeugen, Deutsches R. G. Bl. 1936 I,
S. 1131 tritt jedesmal an die Stelle des Pausch-
satzes von 0'3 Reichspfennig der Betrag von
1'2 Groschen.

(2) § 31, Abs. (3), und § 45, Abs. (3), der
Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmungen
zum Gesetz zur Änderung des Beförderung-
steuergesetzes hat zu lauten:

„Der berechnete Steuerbetrag ist auf volle 10 g
nach oben abzurunden."

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Septem-
ber 1947 in Kraft.

Zimmermann

2 0 0 . Verordnung der Bundesregierung
vom 29. Juli 1947, betreffend die Änderung
der Grenzen der Gerichtsbezirke Landeck,

Imst und Reutte.
Auf Grund des § 8, Abs. (5), lit. d, des Ober-

gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des Bundesgesetzblattes Nr. 368 vom



854 Stück 40, Nr. 201 und 202.

Jahre 1925 wird mit Zustimmung der Tiroler
Landesregierung verordnet:

§ 1. Die bisher zum Gerichtsbezirk Imst ge-
hörigen Gemeinden Gramais und Pfafflar und
die bisher zum Gerichtsbezirk Landeck gehörige
Gemeinde Kaisers werden aus diesen Gerichts-
bezirken ausgeschieden und dem Gerichtsbezirk
Reutte zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
15. Tages nach ihrer Kundmachung in Kraft.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Heinl Sagmeister
Krauland Übeleis Altmann Gruber Altenburger

2 0 1 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Unterricht vom 17. Juli 1947, be-
treffend die Erteilung der Betriebsgenehmi-
gung an die „Literarische Verwertungsge-
sellschaft (L. V. G.) reg. Gen. m. b. H."

in Wien.

1. Der Literarischen Verwertungsgesellschaft
(L. V. G.) reg. Gen. m. b. H. mit dem Sitz in
Wien, III., Adolf-Kirchl-Straße 6, wurde im Sinne
der §§ 1, 4 und 28, Abs. (2), des Verwertungs-
gesellschaftengesetzes, B. G. Bl. Nr. 112/36, mit
Wirksamkeit von dem Zeitpunkte der Eintragung
in das Genossenschaftsregister an die Genehmi-
gung erteilt, Vortrags- und Senderechte an
Sprachwerken dadurch nutzbar zu machen, daß
die genannte Gesellschaft den Veranstaltern
von öffentlichen Vorträgen oder von Rundfunk-
sendungen die nach dem Urheberrechtsgesetz
erforderlichen Werknutzungsbewilligungen gegen
Entgelt erteilt.

2. Die genannte Gesellschaft führt die Firma
„Staatlich genehmigte Literarische Verwertungs-
gesellschaft (L. V. G.) reg. Gen. m. b. H.".

Hurdes

2 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. August 1947, betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.
Auf Grund des § 2, Abs. (4), des Bundes-

gesetzes vom 7. Dezember 1920, B. G. Bl.
Nr. 33, über das Bundesgesetzblatt in der der-
zeit geltenden Fassung wird kundgemacht:

1. Im Bundesgesetz vom 21. März 1947,
B. G. Bl. Nr. 85, zur Ausführung des Gesetzes
vom 19. September 1945, St.G.Bl. Nr. 174,
über die Aufhebung des Erbhofrechtes und des
Landbewirtschaftungsrechtes hat es zu lauten:

Im § 22, Abs. (2), statt „eines gültigen
Übereinkommens" richtig „eines gütlichen Über-
einkommens"; im § 23, Abs. (9), statt „die von
ihr geschlossenen Vergleiche" richtig „die vor ihr
geschlossenen Vergleiche".

2. In der Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 27. März 1947,
B.G.Bl. Nr. 99, betreffend pharmazeutische
Spezialitäten (Spezialitätenordnung), hat es zu
lauten:

Im § 3, 2. Zeile, § 6, 4. Zeile, und § 13,
Abs. (3), 3. Zeile, statt „Späzialität" richtig
„Spezialität". Im § 8, Abs. (1), Z. 9, 2. Zeile,
statt „Erinnerung" richtig „Einrichtung". Im § 8,
Abs. (2), lit. b, 2. Zeile, statt „belegen" richtig
„beilegen". Weiters hat im § 8, Abs. (2), 5. Zeile,
nach dem Worte „Druckwerke" das Satzzeichen
(Punkt) zu entfallen.

Figl


